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A. Problem und Ziel 

Gegenwärtig ist eine massive Veränderung des gesellschaftlichen Diskurses im 
Netz und insbesondere in den sozialen Netzwerken festzustellen. Die Debatten- 
kultur im Netz ist oft aggressiv, verletzend und nicht selten hasserfüllt. Durch 
Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte kann jede und jeder aufgrund der 
Meinung, Hautfarbe oder Herkunft, der Religion, des Geschlechts oder der Se- 
xualität diffamiert werden. Hasskriminalität und andere strafbare Inhalte, die 
nicht effektiv bekämpft und verfolgt werden können, birgt eine große Gefahr für 
das friedliche Zusammenleben einer freien, offenen und demokratischen Gesell- 
schaft. Nach den Erfahrungen im US-Wahlkampf hat überdies auch in der Bun- 
desrepublik Deutschland die Bekämpfung von strafbaren Falschnachrichten 
(„Fake News“) in sozialen Netzwerken hohe Priorität gewonnen. Es bedarf da- 
her einer Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken, um 
objektiv strafbare Inhalte wie etwa Volksverhetzung, Beleidigung, Verleumdung 
oder Stömng des öffentlichen Friedens durch Vortäuschen von Straftaten unver- 
züglich zu entfernen. 

Die zunehmende Verbreitung von Hasskriminalität und anderen strafbaren In- 
halten vor allem in sozialen Netzwerken wie Facebook, YouTube und Twitter 
hat das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz bereits im Jahr 
2015 veranlasst, eine Task Force mit den Betreibern der Netzwerke und Vertre- 
tern der Zivilgesellschaft ins Leben zu rufen. Die in der Task Force vertretenen 
Unternehmen haben zugesagt, den Umgang mit Hinweisen auf Hasskriminalität 
und andere strafbare Inhalte auf ihren Seiten zu verbessen. Die Unternehmen 
haben sich verpflichtet, anwenderfreundliche Mechanismen zur Meldung kriti- 
scher Beiträge einzurichten und die Mehrzahl der gemeldeten Beiträge mit 
sprachlich und juristisch qualifizierten Teams innerhalb von 24 Stunden zu prü- 
fen und zu löschen, falls diese rechtswidrig sind. Maßstab der Prüfung ist deut- 
sches Recht. 

Die Selbstverpflichtungen der Unternehmen haben zu ersten Verbesserungen 
geführt. Diese reichen aber noch nicht aus. Noch immer werden zu wenige 
strafbare Inhalte gelöscht. Ein von jugendschutz.net durchgeführtes Monitoring 
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der Löschpraxis sozialer Netzwerke vom Januar/Februar 2017 hat ergeben, dass 
die Beschwerden von Nutzerinnen und Nutzern gegen Flasskriminalität und 
andere strafbare Inhalte nach wie vor nicht unverzüglich und ausreichend bear- 
beitet werden. Zwar werden bei YouTube mittlerweile in 90 Prozent der Fälle 
strafbare Inhalte gelöscht. Facebook hingegen löschte nur in 39 Prozent der 
Fälle, Twitter nur in 1 Prozent der Fälle. 

Die Anbieter der sozialen Netzwerke haben eine Verantwortung, der sie gerecht 
werden müssen. Angesichts der Tatsache, dass das bisherige Instrumentarium 
und die zugesagten Selbstverpflichtungen der sozialen Netzwerke nicht ausrei- 
chend wirken und es erhebliche Probleme bei der Durchsetzung des geltenden 
Rechts gibt, bedarf es der Einführung von bußgeldbewehrten Compliance- 
Regeln für soziale Netzwerke, um effektiv und unverzüglich gegen Hasskrimi- 
nalität und andere strafbare Inhalte im Netz Vorgehen zu können. 

B. Lösung 

Um die sozialen Netzwerke zu einer zügigeren und umfassenderen Bearbeitung 
von Beschwerden insbesondere von Nutzerinnen und Nutzer über Hasskrimina- 
lität und andere strafbare Inhalte anzuhalten, werden durch den Entwurf gesetz- 
liche Compliance-Regeln für soziale Netzwerke eingeführt. Vorgesehen sind 
eine gesetzliche Berichtspflicht für soziale Netzwerke über den Umgang mit 
Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten, ein wirksames Beschwerde- 
management sowie die Benennung eines inländischen Zustellungsbevollmäch- 
tigten. Verstöße gegen diese Pflichten können mit Bußgeldern gegen das Unter- 
nehmen und die Aufsichtspflichtigen geahndet werden. Außerdem wird Opfern 
von Persönlichkeitsrechtsverletzungen im Netz ermöglicht, aufgrund gerichtli- 
cher Anordnung die Bestandsdaten der Verletzer von Diensteanbietern zu erhal- 
ten. 

C. Alternativen 

Keine. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Keine. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Keiner. 


E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Der Entwurf führt neun neue Informationspflichten für soziale Netzwerke ein, 
die in einem vierteljährlich zu erstellenden Bericht zu erfüllen sind. Die Schät- 
zung des damit verbundenen Erfüllungsaufwands ist naturgemäß mit Unsicher- 
heiten verbunden. Der auf jeden Bericht entfallende Erfüllungsaufwand ein- 
schließlich der Entgelte für die Veröffentlichung im Bundesanzeiger wird auf 
50 000 Euro geschätzt. Hierbei wird auch berücksichtigt, dass die Berichte the- 
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matisch auf die Bekämpfung von Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhal- 
ten im Sinne dieses Entwurfs beschränkt sind. 

Wegen des Schwellenwertes in § 1 Absatz 2 (zwei Millionen Nutzerinnen und 
Nutzer im Inland) werden höchstens zehn soziale Netzwerke berichtspflichtig 
werden. Der gesamte Erfüllungsaufwand für die Berichtspflicht ist daher auf 
zwei Millionen Euro jährlich zu schätzen. 

Die Schätzung des Erfüllungsaufwand für die Pflicht zur Vorhaltung eines wirk- 
samen Beschwerdesystems ist ebenfalls mit Unsicherheiten verbunden. Unter 
Berücksichtigung aller relevanten Umstände ergibt sich ein jährlicher Erfül- 
lungsaufwand in Höhe von 25 Millionen Euro für die Pflicht zur Vorhaltung 
eines wirksamen Beschwerdemanagements. 

Schließlich wird der Erfüllungsaufwand der Pflicht, einen inländischen Zustel- 
lungsbevollmächtigten für jeden Zivilprozess und jedes Bußgeldverfahren nach 
diesem Gesetz zu benennen, auf eine Million Euro jährlich geschätzt. 

Der Erfüllungsaufwand für den durch die Änderung in Artikel 2 durchsetzbar 
gemachten Auskunftsanspruch gegen sämtliche Diensteanbieter nach dem Te- 
lemediengesetz wird auf eine Million Euro jährlich geschätzt. 

Der Entwurf verursacht für die sozialen Netzwerke mithin insgesamt einen Er- 
füllungsaufwand in Höhe von 28 Millionen Euro jährlich, zusätzlich für sämtli- 
che Diensteanbieter nach dem Telemediengesetz einen Erfüllungsaufwand in 
Höhe von einer Million Euro jährlich. Dieser jährliche Erfüllungsaufwand unter- 
liegt der „One in, one out“-Regel der Bundesregierung. Die Kompensation er- 
folgt durch Teile des Anteils des Bundesministeriums der Justiz und für Ver- 
braucherschutz an den Entlastungen aus dem Gesetz zur Entlastung insbesonde- 
re der mittelständischen Wirtschaft von Bürokratie (Bürokratieentlastungsge- 
setz). 

Davon Bürokratiekosten aus Informationspflichten 

Zwei Millionen Euro jährlich. 

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Der Entwurf führt zu Erfüllungsaufwand beim Bund. 

Für die Bundesverwaltung entstehen durch die im Gesetz vorgesehene Funktion 
des Bundesamtes für Justiz als Verfolgungsbehörde für Verstöße gegen die Be- 
richtspflicht nach § 2 und gegen das in § 3 vorgegebene Beschwerdemanage- 
ment sozialer Netzwerke Kosten von rund vier Millionen Euro jährlich und ein- 
malige Aufwendungen in Höhe von circa 350 000 Euro. 

Die sozialen Netzwerke werden durch § 2 verpflichtet, vierteljährlich einen 
Bericht über den Umgang mit Hasskriminalität und anderen strafbaren Inhalten 
in sozialen Netzwerken herauszugeben. Vom Entwurf sind primär drei soziale 
Netzwerke betroffen, bei weiteren sieben Netzwerken ist eine Einbeziehung 
denkbar. Insgesamt geht es also jährlich um höchstens 40 Berichte, die Gegen- 
stand eines Bußgeldverfahrens sein könnten. Da diese Berichte mit hoher Auf- 
merksamkeit aufgenommen werden, sind rund 500 Beschwerden gegen die Be- 
richte denkbar. Auf der anderen Seite ist zu erwarten, dass die sozialen Netz- 
werke ihrer Berichtspflicht rechtzeitig und richtig nachkommen werden, so dass 
sich der Kontrollaufwand in Grenzen hält. Daher werden pro Jahr voraussicht- 
lich nicht mehr als 20 Bußgeldverfahren erwachsen. 
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Daneben werden die sozialen Netzwerke durch § 3 verpflichtet, ein wirksames 
und effizientes Beschwerdemanagement vorzuhalten. Insbesondere werden sie 
verpflichtet, einen offensichtlich rechtswidrigen Inhalt innerhalb von 24 Stunden 
nach Eingang der Beschwerde zu löschen. Verstöße gegen diese Pflicht können 
mit einem Bußgeld geahndet werden. In diesem Bereich ist mit einer erhebli- 
chen Zahl von Anzeigen an das Bundesamt für Justiz zu rechnen. Bei den sozia- 
len Netzwerken gehen schätzungsweise jährlich mindestens 500 000 Beschwer- 
den aus der Bundesrepublik Deutschland wegen Hasskriminalität und anderen 
strafbaren Inhalten ein. Gelöscht oder gesperrt wird jedoch nur ein Bruchteil 
dessen. Zahlreiche Nutzer, die vermeintliche Hasskriminalität oder andere straf- 
bare Inhalte gemeldet haben, könnten sich daher veranlasst sehen, ihre erfolglo- 
se Beschwerde dem Bundesamt für Justiz zuzuleiten. Geschätzt wird, dass dies 
in 5 Prozent aller erfolglosen Beschwerden, also in rund 25 000 Fällen ge- 
schieht. Da diese Anzeigen aber zum großen Teil unbegründet sein werden, 
kann mit einem jährlichen Verfahrensaufkommen von 500 Bußgeldverfahren im 
Bereich des Beschwerdemanagements gerechnet werden. 

Nach einer Schätzung des Bundesamtes für Justiz ergeben sich durch die durch 
den Entwurf eingeführte Funktion als Verfolgungsbehörde zusätzliche jährliche 
Personalkosten für die Registrierung und Prüfung der Anzeigen, die Führung der 
Bußgeldverfahren einschließlich der Rechtsmittelverfahren, die Fach- und 
Rechtsaufsicht, Führungs- und Leitungsaufgaben, Zwangsvollstreckung und 
Rechnungswesen. Hinzu kommt Personal für den IT-Betrieb. Die Personalkos- 
ten setzen sich wie folgt zusammen: 



Stellen 

Personalkosten je Stelle/Jahr ein- 
schließlich Sachkostenpauschale (€) 

Personalkosten gesamt (€) 

A 15 

1 

125 158,19 

125 158 

A 14 

7 

112 523,69 

787 666 

A 13gD 

2,5 

103 647,49 

259 186 

A 12 

20 

95 273,87 

1 905 477 

A 8 

8,5 

72 233,77 

613 987 

A 6e 

0,5 

65 318,00 

32 659 

Summe 

39,5 


3 724 134 


Weiterer Erfüllungsaufwand wird durch notwendige Schulungen und Betreuun- 
gen der Bearbeiterinnen und Bearbeiter, Übersetzungen für fremdsprachige 
Inhalte, die als rechtswidrig gemeldet werden und durch das in § 3 Absatz 5 
vorgesehene Monitoring durch eine externe Stelle verursacht. Die Gesamtkosten 
werden auf 300 000 Euro jährlich geschätzt. Für IT-Aufwände fallen einmalige 
Sachkosten in Höhe von rund 350 000 Euro und jährliche Kosten in Höhe von 
25 000 Euro an. 

Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln beim Bund soll finanziell und stel- 
lenmäßig im Einzelplan 07 ausgeglichen werden. Über Einzelheiten zur De- 
ckung des Mehrbedarfs wird im Rahmen kommender Haushaltsaufstellungsver- 
fahren zu entscheiden sein. 


F. Weitere Kosten 

Geringe Mehrkosten für die Justiz der Länder ergeben sich zum einen aus der in 
§ 4 Absatz 5 vorgesehenen Verpflichtung des Bundesamtes für Justiz, eine Vor- 
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abentscheidung über die Rechtswidrigkeit beim zuständigen Gericht einzuholen. 
Dieses Aufkommen wird auf weniger als 100 Fälle im Jahr geschätzt. Zum an- 
deren werden die Gerichte der Länder mit zusätzlichen gerichtlichen Verfahren 
nach dem Ordnungswidrigkeitengesetz und zur Durchsetzung von Auskunftsan- 
sprüchen befasst. Liier ist von 300 Verfahren im Jahr auszugehen. Der insgesamt 
erforderliche Erfüllungsaufwand wird auf 300 000 Euro im Jahr geschätzt. 

Auswirkungen auf das Preisniveau, insbesondere auf das Verbraucherpreisni- 
veau, sind nicht zu erwarten 
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Bundesrepublik Deutschland Berlin, 14. Juni 2017 

Die Bundeskanzlerin 

An den 

Präsidenten des 
Deutschen Bundestages 
Herrn Prof. Dr. Norbert Lammert 
Platz der Republik 1 
11011 Berlin 


Sehr geehrter Herr Präsident, 

hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchset- 
zung in sozialen Netzwerken (Netzwerkdurchsetzungsgesetz - 
NetzDG) 

mit Begründung und Vorblatt (Anlage 1). 

Ich bitte, die Beschlussfassung des Deutschen Bundestages herbeizu- 
führen. 

Federführend ist das Bundesministerium der Justiz und für Verbrau- 
cherschutz. 

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1 
NKRG ist als Anlage 2 beigefügt. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zur Stellungnahme des Nationalen 
Normenkontrollrates ist als Anlage 3 beigefügt. 

Der Bundesrat hat in seiner 958. Sitzung am 2. Juni 2017 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf wie aus 
Anlage 4 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der als Anlage 5 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Mit freundlichen Grüßen 
Dr. Angela Merkel 
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Anlage 1 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung 

in sozialen Netzwerken 

(Netzwerkdurchsetzungsgesetz - NetzDG) 


Der Text des Gesetzentwurfs und der Begründung ist gleich lautend mit der Bundestagsdrucksache 
18/12356. 
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Anlage 2 

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gern. § 6 Absatz 1 NKRG 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwer- 
ken (NKR-Nummer 4137, BMJV) 

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten Regelungsvorhabens ge- 
prüft. 


I. Zusammenfassung 


Bürgerinnen und Bürger 

Keine Auswirkungen 

Wirtschaft 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 

rund 29 Mio. Euro 

davon aus Informationspflichten 

( Quartalsberichte): 

rund 2 Mio. Euro 

Verwaltung (Bund) 

Bund 

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 

Einmaliger Erfüllungsaufwand: 

rund 4 Mio. Euro 

rund 350.000 Euro 

Weitere Kosten (Gerichte) 

rund 300.000 Euro 

‘One in one out’-Regel 

Im Sinne der ,One in one out‘-Regel der 
Bundesregierung stellt der jährliche Erfül- 
lungsaufwand der Wirtschaft in diesem 
Regelungsvorhaben ein „In“ von rund 29 
Mio. Euro dar. Die Kompensation erfolgt 
aus dem Anteil des BMJV an dem Büro- 
kratieentlastungsgesetz. 
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Evaluierung 


Das Gesetz wird spätestens drei Jahre 
nach Inkrafttreten evaluiert. Dabei wird die 
Bundesregierung in fachlich geeigneter 
Weise prüfen, ob und inwieweit die beab- 
sichtigten Wirkungen auf die sozialen 
Netzwerke mit Blick auf ihren Umgang mit 
Beschwerden über Hasskriminalität und 
andere strafbare Inhalte erreicht worden 
sind. Die Bundesregierung wird ferner 
untersuchen, wie sich der Erfüllungsauf- 
wand für Wirtschaft und Verwaltung ent- 
wickelt hat und ob die Entwicklung in ei- 
nem angemessenen Verhältnis zu den 
festgestellten Regelungswirkungen steht. 
Die Evaluierung wird die Frage nach un- 
beabsichtigten Nebenwirkungen sowie 
nach der Akzeptanz und Praktikabilität der 
Regelungen einschließen. 


Mit dem Regelungsvorhaben soll u.a. die bisher eigenverantwortliche Bekämpfung von 
Hasskriminalität durch die Netzwerkbetreiber (Beschwerdemanagement) gesetzlichen 
Vorgaben unterworfen werden. Diese Vorgaben erzeugen den größten Anteil des Er- 
füllungsaufwands für die Wirtschaft. 

Um dessen Höhe ermitteln zu können, hat das Ressort die drei größten Marktteilneh- 
mer (google, facebook, Twitter) um Auskunft über ihren bisherigen Aufwand gebeten, 
jedoch nur „unbefriedigende Antworten“ erhalten. Tatsächlich sind ihm „die Kosten, die 
die sozialen Netzwerke für die bereits vorhandenen Beschwerdesysteme aufwenden, 
nicht bekannt“. Das BMJV hat geschätzt, dass diese Kosten 50 Millionen Euro betra- 
gen und sich durch die neuen Vorgaben um 50 Prozent erhöhen werden. Eine Be- 
gründung für diese Ansätze enthält der Regelungsentwurf allerdings nicht. Daher ist 
die Darstellung des Erfüllungsaufwands insoweit nicht nachvollziehbar. 

Ebenfalls ohne Begründung und daher nicht nachvollziehbar ist die Schätzung des 
Erfüllungsaufwands für den neuen Auskunftsanspruch bei Verletzung von Persönlich- 
keitsrechten. Ebenso wie für den Zustellungsbevollmächtigten, hätten hierbei Fallzah- 
len zu Grunde gelegt werden müssen. 

Zwar hat das Ressort den Entwurf auf Empfehlung des Nationalen Normenkontrollrats 
(NKR) um eine ursprünglich nicht vorgesehene Evaluierungsklausel erweitert, die den 
Erfüllungsaufwand einschließt. Jedoch wird das Ziel, bereits im Zeitpunkt der Ent- 
scheidung ein realitätsnahes Bild der zu erwartenden Belastungen zu geben, nicht 
erreicht. 
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II. Im Einzelnen 

Das Bundesministerium der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) will der Hasskriminalität 
und anderen strafbaren Inhalten einschließlich sogenannter Fake News in sozialen Netzwerken 
entgegenwirken. Eine Selbstverpflichtung der Netzwerkbetreiber (2015) hat sich hierfür als nicht 
ausreichend erwiesen. Zwar werden nach Feststellung des Ressorts z.B. bei YouTube mittler- 
weile in 90 Prozent der Fälle strafbare Inhalte gelöscht. Facebook hingegen löschte bisher in nur 
39 Prozent, Twitter in nur einem Prozent (Januar 2017). Mit dem Regelungsvorhaben sollen da- 
her gesetzliche Compliance-Regeln für soziale Netzwerke > zwei Millionen Nutzer (Inland) 
eingeführt werden. Vorgesehen sind 

• eine vierteljährliche Berichtspflicht über den Umgang mit Hasskriminalität und anderen 
strafbaren Inhalten, 

• ein wirksames Beschwerdemanagement, 

• die Benennung eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten 

• bei der Verletzung von Persönlichkeitsrechten: ein Anspruch des Verletzten gegen den 
Netzwerkbetreiber auf Auskunft über die Bestandsdaten des Verletzers. 

Verstöße gegen die neuen gesetzlichen Pflichten sollen mit Bußgeldern gegen das Unterneh- 
men und die Aufsichtspflichtigen geahndet werden können. 

11.1. Erfüllungsaufwand 

Für Bürgerinnen und Bürger ruft das Regelungsvorhaben keinen Erfüllungsaufwand hervor. 
Wirtschaft 

Das Ressort geht davon aus, dass zehn soziale Netzwerke den Schwellenwert von zwei Milli- 
onen inländischen Nutzern erreichen. Diesen zehn Wirtschaftsbeteiligten entsteht jährlicher Er- 
füllungsaufwand, den das BMJV auf 29 Millionen Euro schätzt: 

• Vierteljährliche Berichte auf eigener Homepage und im Bundesanzeiger 

10 Unternehmen x 4 Quartale x 50 000 Euro/Bericht = 2 Millionen Euro p.a. 

Für die Kostenhöhe/Bericht (50 000 Euro) geht das BMJV davon aus, dass die Netzwerk- 
betreiber die Mehrzahl der geforderten Angaben bereits intern erheben, so dass diese In- 
formationspflichten keinen erheblichen Mehraufwand auslösen. Ferner davon, dass die 
Unternehmen die geforderten Angaben teilweise bereits in sogenannten Transparenzbe- 
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richten veröffentlichen. Daher werde durch mit dem Regelungsvorhaben in erster Linie ein 
zusätzlicher Prüfungs- und Kontrollaufwand für das intern vorhandene Zahlenwerk ausge- 
löst. 

• Wirksames Beschwerdemanagement 

Dem Ressort ist nicht bekannt, in welcher Höhe den Netzwerkbetreibern bisher Kosten 
für Beschwerdesysteme entstanden sind. Jedoch schätzt das BMJV diese Kosten auf 
jährlich 50 Millionen Euro und geht zugleich davon aus, dass mit dem Regelungsvorha- 
ben eine Kostensteigerung um 50 Prozent verbunden ist. Auf diesem Weg kommt das 
Ressort zu der Annahme eines zusätzlichen Erfüllungsaufwands für die Wirtschaft von 25 
Millionen Euro jährlich. 

• Zustellungsbevollmächtigter 

Die Bestellung eines inländischen Zustellungsbevollmächtigten für jedes Bußgeldverfah- 
ren und jeden Zivilprozess verursacht nach Einschätzung des BMJV Erfüllungsaufwand 

von einer Million Euro jährlich. 

• Auskunftsanspruch 

Ebenfalls auf eine Million Euro jährlich schätzt das Ressort den Erfüllungsaufwand für 
den neuen Auskunftsanspruch bei Verletzung von Persönlichkeitsrechten. 

Verwaltung (Bund) 

Verstöße gegen die Pflicht zur Berichterstattung bzw. zum Betrieb eines Beschwerdemanage- 
ments sollen künftig mit Geldbußen von bis zu fünf Millionen Euro geahndet werden können. 
Verfolgungsbehörde ist das Bundesamt für Justiz (BfJ), dem zugleich die präventive Überwa- 
chung des Beschwerdemanagements übertragen wird. Den Erfüllungsaufwand des BfJ hat das 
Ressort mit rund 4 Millionen Euro (jährlich) sowie mit rund 350.000 Euro (einmalig) nachvoll- 
ziehbar dargestellt. 

11.2. Weitere Kosten (Länder) 

Weitere Kosten, die das BMJV auf jährlich 300.000 Euro schätzt, entstehen auf der Landesebe- 
ne durch richterliche Entscheidungen über die Rechtswidrigkeit von Netzwerkinhalten sowie über 
Bußgeldbescheide und über den neuen Auskunftsanspruch bei Verletzung von Persönlichkeits- 
rechten. 
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11.3. ,One in one Out‘-Regel 

Im Sinne der ,One in one out‘-Regel der Bundesregierung stellt der jährliche Erfüllungsaufwand 
der Wirtschaft in diesem Regelungsvorhaben ein „In“ von rund 29 Millionen Euro dar. Die Kom- 
pensation soll aus dem Anteil des BMJV am Bürokratieentlastungsgesetz erfolgen. 

II. 4 Evaluierung 

Das Gesetz wird spätestens drei Jahre nach Inkrafttreten evaluiert. Dabei wird die Bundesregie- 
rung in fachlich geeigneterWeise prüfen, ob und inwieweit die beabsichtigten Wirkungen auf die 
sozialen Netzwerke mit Blick auf ihren Umgang mit Beschwerden über Hasskriminalität und an- 
dere strafbare Inhalte erreicht worden sind. Die Bundesregierung wird ferner untersuchen, wie 
sich der Erfüllungsaufwand für Wirtschaft und Verwaltung entwickelt hat und ob die Entwicklung 
in einem angemessenen Verhältnis zu den festgestellten Regelungswirkungen steht. Die Evalu- 
ierung wird die Frage nach unbeabsichtigten Nebenwirkungen sowie nach der Akzeptanz und 
Praktikabilität der Regelungen einschließen. 

III. Votum 

Mit dem Regelungsvorhaben soll u.a. die bisher eigenverantwortliche Bekämpfung von Hasskri- 
minalität durch die Netzwerkbetreiber (Beschwerdemanagement) gesetzlichen Vorgaben unter- 
worfen werden. Diese Vorgaben erzeugen den größten Anteil des Erfüllungsaufwands für die 
Wirtschaft. 

Um dessen Höhe ermitteln zu können, hat das Ressort die drei größten Marktteilnehmer (google, 
facebook, Twitter) um Auskunft über ihren bisherigen Aufwand gebeten, dabei jedoch nur „unbe- 
friedigende Antworten“ erhalten. Tatsächlich sind ihm „die Kosten, die die sozialen Netzwerke für 
die bereits vorhandenen Beschwerdesysteme aufwenden, nicht bekannt“. Das BMJV hat ge- 
schätzt, dass diese Kosten 50 Millionen Euro betragen und sich durch die neuen Vorgaben um 
50 Prozent erhöhen werden. Eine Begründung für diese Ansätze enthält der Regelungsentwurf 
allerdings nicht. Daher ist die Darstellung des Erfüllungsaufwands insoweit nicht nachvollziehbar. 

Ebenfalls ohne Begründung und daher nicht nachvollziehbar ist die Schätzung des Erfüllungs- 
aufwands für den neuen Auskunftsanspruch bei Verletzung von Persönlichkeitsrechten. Ebenso 
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wie für den Zustellungsbevollmächtigten, hätten hierbei Fallzahlen zu Grunde gelegt werden 
müssen. 

Zwar hat das Ressort den Entwurf auf Empfehlung des Nationalen Normenkontrollrats (NKR) um 
eine ursprünglich nicht vorgesehene Evaluierungsklausel erweitert, die den Erfüllungsaufwand 
einschließt. Jedoch wird das Ziel, bereits im Zeitpunkt der Entscheidung ein realitätsnahes Bild 
der zu erwartenden Belastungen zu geben, nicht erreicht. 


Dr. Ludewig 
Vorsitzender 


Dr. Holtschneider 
Berichterstatter 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates 


Die Bundesregierung nimmt zu der Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates wie folgt 
Stellung: 

Der Nationale Normenkontrollrat hat in seiner Stellungnahme zu dem oben genannten Gesetz- 
entwurf kritisiert, es fehlten die Darstellung der Schätzgrundlagen für den Erfüllungsaufwand im 
Bereich des Beschwerdemanagements der sozialen Netzwerke, des Zustellungsbevollmächtig- 
ten sowie des Auskunftsanspruchs bei der Verletzung von Persönlichkeitsrechten. 

Die Bundesregierung hält nach nochmaliger Prüfling an der von ihr dargestellten Höhe des Erfüllungsaufwands 
für die Wirtschaft fest. Die Kosten, die die sozialen Netzwerke für ihre bereits vorhandenen Beschwerdesysteme 
aufwenden, sind nicht bekannt. Um hier Transparenz herzustellen, sieht § 2 Absatz 2 Nummer 4 NetzDG gerade 
vor, dass soziale Netzwerke vierteljährlich über Organisation, personelle Ausstattung, fachliche und sprachliche 
Kompetenz der für die Bearbeitung von Beschwerden zuständigen Arbeitseinheiten und Schulung und Betreu- 
ung der für die Bearbeitung von Beschwerden zuständigen Personen berichten. Erst wenn diese Angaben ge- 
macht werden, sind belastbare Schätzgrundlagen für die von den sozialen Netzwerken aufgewandten Kosten für 
die Beschwerdesysteme vorhanden. 

Die Schätzung des Erfüllungsaufwands für von den sozialen Netzwerken zu benennenden Zustellungsbevoll- 
mächtigten beruht auf hinreichenden Grundlagen. Der Zustellungsbevollmächtigte kann zum einen in allen nach 
diesem Gesetz entstehenden Bußgeldverfahren benannt werden. Diese Zahl wird in dem Gesetzentwurf - vom 
Nationalen Normenkontrollrat unbeanstandet — auf 520 Verfahren jährlich geschätzt. Hinzu kommt eine Anzahl 
von Zivilprozessen, die künftig gegen soziale Netzwerke geführt werden, die sich in ähnlicher Größenordnung 
bewegen dürfte. Eine genauere Schätzung ist nicht möglich, da eine Statistik über die Anzahl der bisher gegen 
soziale Netzwerke geführten Prozesse nicht vorliegt. 

Die Schätzung des Erfüllungsaufwands der sozialen Netzwerke für den künftig durchsetzbaren Auskunftsan- 
spruch lässt sich nicht verlässlich mit Fallzahlen unterlegen. Mit der vorgeschlagenen Ergänzung des § 14 Ab- 
satz 2 des Telemediengesetzes wird lediglich die Befügnis der Diensteanbieter geschaffen, personenbezogene 
Daten der Nutzer für Zwecke der Auskunftserteilung zu verarbeiten, die aufgrund von anderen gesetzlichen 
Grundlagen bestehen, § 14 Absatz 2 des Telemediengesetzes enthält keinen eigenständigen Anspruch auf Aus- 
kunftserteilung. In wie vielen Fällen der in einem absolut geschützten Recht Verletzte künftig gegenüber dem 
Diensteanbieter Auskunft über die Bestandsdaten des Verletzers anfordert, kann nicht beziffert werden, da die 
Zahl der Persönlichkeitsverletzungen in sozialen Netzwerken statistisch nicht erhoben wird. 
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Anlage 4 

Stellungnahme 

des Bundesrates 

Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Rechtsdurchsetzung in 
sozialen Netzwerken (Netzwerkdurchsetzungsgesetz - NetzDG) 


Der Bundesrat hat in seiner 958. Sitzung am 2. Juni 2017 beschlossen, zu dem 
Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu neh- 
men: 

1. Zum Gesetzentwurf insgesamt (Erfüllungsaufwand) 

Der Bundesrat bittet, die Schätzung des Erfüllungsaufwandes des Gesetzes im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu überprüfen. 

Begründung: 

Die Begründung des Gesetzentwurfs geht davon aus, dass der Justiz der Länder durch 
das NetzDG ein insgesamt erforderlicher Erfüllungsaufwand in Höhe von 300 000 Eu- 
ro im Jahr entsteht. 

Diese Schätzung erscheint nur schwer nachvollziehbar. In der Begründung des Ge- 
setzentwurfs ist ausgeführt, dass bei den sozialen Netzwerken jährlich mindestens 500 
000 Beschwerden wegen Hasskriminalität eingehen, wovon schätzungsweise 25 000 
Beschwerden an das Bundesamt weitergegeben werden. Bei diesen 25 000 Beschwer- 
den soll es lediglich in 500 Fällen zu Bußgeldverfahren kommen, weil die übrigen 
Anzeigen unbegründet sein sollen. Hieraus sollen 300 gerichtliche Verfahren nach 
dem OWiG pro Jahr resultieren. Worauf diese Schätzungen beruhen, erschließt sich 
nicht. Ebenso ist anhand der Begründung des Gesetzentwurfs nicht nachvollziehbar, 
warum es lediglich in weniger als 100 Fällen zu einem gerichtlichen Vorabentschei- 
dungsverfahren kommen soll. 

Zudem dürften die betroffenen Verfahren auch aus qualitativen Gründen mit erhebli- 
chem Arbeitsaufwand für die Gerichte der Länder einhergehen. Hasskriminalität und 
strafbare Falschnachrichten in den reichweitenstarken sozialen Netzwerken können 
nur durch die Verhängung empfindlicher Bußgelder bekämpft werden, die nach dem 
Gesetzentwurf bis zu 50 Millionen Euro betragen können. Angesichts der hohen 
Komplexität der betroffenen Rechtsmaterie ist davon auszugehen, dass eine gerichtli- 
che Überprüfung der verhängten Bußgelder erst im Anschluss an eine detaillierte und 
arbeitsaufwändige Einzelfallprüfüng erfolgen kann. 
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Der Bundesrat bittet daher, die in der Begründung des Gesetzentwurfs zum Erfül- 
lungsaufwand genannten Zahlen im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu überprüfen 
und den durch das beabsichtigte Gesetz entstehenden Erfüllungsaufwand für die Län- 
der korrekt abzuschätzen. 


Zum Gesetzentwurf allgemein 

2. Der Bundesrat stellt fest, dass die Zielsetzung des Gesetzentwurfs, für soziale Netz- 
werke und Anbieter von Internetplattformen eine schnellere, umfassendere und wir- 
kungsvollere Behandlung von berechtigten Beschwerden und Fällen von Hasskrimi- 
nalität, Falschinformationen und anderen strafbaren Inhalten 
sicherzustellen, eine hohe Priorität und Dringlichkeit hat. 


3. Der Bundesrat erkennt an, dass bei der effektiven Rechtsdurchsetzung im Internet 
Handlungsbedarf besteht. Auf entsprechende Entschließungen von Landesparlamen- 
ten, wirksam gegen strafbare Hasskommentare vorzugehen, wird Bezug genommen. 
Der Bundesrat begrüßt daher ausdrücklich das im Gesetzentwurf genannte Ziel, die 
Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken hinsichtlich der Verbreitung rechtswid- 
riger Inhalte zu verbessern. 


4. Soziale Netzwerke werden von Einzelnen als rechtsfreier Raum verstanden, um dort 
etwa schwerwiegende Beleidigungen oder Volks Verhetzungen zu begehen. Die 
Funktionsweise des Internets, wobei es nur eines Klicks bedarf, um innerhalb von 
Sekunden einen Beitrag mit zahlreichen anderen zu teilen, schadet den Betroffenen 
umso mehr, indem sich die rechtswidrigen Eingriffe in ihre geschützten Rechte ent- 
sprechend perpetuieren. Auch hat sich gezeigt, dass freiwillige Selbstverpflichtungen 
sozialer Netzwerke, konsequenter gegen strafbare Inhalte vorzugehen, keine ausrei- 
chende Wirkung erzielt haben. Der Bundesrat begrüßt deshalb, dass mit dem 
NetzDG-E regulatorische Maßnahmen ergriffen werden sollen, um bestimmte straf- 
bare Inhalte zeitnah aus sozialen Netzwerken zu entfernen und deren Perpetuie- 
rungswirkung entgegenzuwirken. 
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5. Dabei sind auch die Anbieter sozialer Netzwerke grundsätzlich stärker in die Ver- 
antwortung zu nehmen. 


6. Der Bundesrat weist daraufhin, dass die Regulierung die Kommunikation in sozialen 
Netzwerken betrifft und damit Auswirkungen auf die nach Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 
und 2 GG geschützten freiheits- und demokratiefördernden Grundrechte (Meinungs- 
freiheit, Informationsfreiheit und Medienfreiheiten) hat. Die Aufsicht über Tele- 
medien enthält in § 59 RStV in Verbindung mit § 20 Absatz 4 JMStV ein Instrumen- 
tarium, das die Verbreitung unzulässiger Inhalte erfasst und diese unmittelbar mit ei- 
nem Bußgeld belegt. Diese Regelungen gelten für alle Anbieter von Telemedien, 
mithin auch für soziale Netzwerke. Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzge- 
bungsverfahren zu prüfen, inwieweit die Zuständigkeit des Bundesamtes für Justiz 
(BfJ) gemäß § 4 Absatz 5 NetzDG-E in diese Zuständigkeitsregelungen für die Auf- 
sicht über 

Telemedien eingreift und dies zu Doppelstrukturen führt. In diesem Zusammenhang 
bittet der Bundesrat, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zudem zu prüfen, ob das 
NetzDG-E zustimmungsbedürftig ist. 


7. Der Bundesrat unterstreicht überdies, dass jegliche Aufsicht beziehungsweise Regu- 
lierung in diesem Bereich - im Gegensatz zur Ahndung strafbaren Verhaltens - 
staatsfern ausgestaltet sein muss. Der Staat hat sich der Regulierung von meinungsre- 
levanten Kommunikationsinhalten weitestgehend zu enthalten. Auch unter diesem 
Gesichtspunkt ist die vorgesehene Zuständigkeit des BfJ für die Einhaltung der Ver- 
fahrensvorgaben wegen der Relevanz für die Meinungsfreiheit in den Augen des 
Bundesrates zu beanstanden. 


8. Der Bundesrat ist der Auffassung, dass neben repressiven Mitteln zur staatlichen 
Durchsetzung der im NetzDG-E enthaltenen Pflichten vor allem präventive Befug- 
nisse zu stärken sind, die es den Aufsichtsbehörden erleichtern, Rechtsverstöße im 
Sinne des NetzDG-E durch Anordnungen in Form des Verwaltungsaktes zu verhüten 
oder zu beseitigen. Der Bundesrat bittet, im weiteren Ge setzgebungs verfahren eine § 
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20 Absatz 1 des Jugendmedienschutz- Staatsvertrags (JMStV) entsprechende Er- 
mächtigung vorzusehen, auf deren Grundlage die Landesmedienanstalten die für den 
Vollzug des NetzDG-E erforderlichen Maßnahmen treffen können. Dies sollte auch 
einen § 14 Absatz 2 TMG vergleichbaren Auskunftsanspruch der Landesmedienan- 
stalten zu Bestandsdaten der Nutzer als Grundlage für entsprechende Untersagungen 
oder Beanstandungen umfassen. Die in § 4 JMStV aufgeführten Straftatbestände sind 
teilweise deckungsgleich mit denen in § 1 Absatz 3 des NetzDG-E (so zum Beispiel 
die §§ 86, 86a und 126 StGB). In diesem Zusammenhang stellen die Länder in Aus- 
sicht zu prüfen, welche der im NetzDG-E genannten Straftatbestände in den Staats- 
vertrag zusätzlich aufzunehmen sind, um eine lückenlose Rechtsdurchsetzung zu 
gewährleisten. 


9. Zum Gesetzentwurf insgesamt 

Der Bundesrat weist darauf hin, dass marktbeherrschenden sozialen Netzwerken 
heutzutage als Instrument zur Teilhabe an der Kommunikation und dem öffentlichen 
Diskurs eine große Bedeutung bei der Ausübung des Grundrechts auf freie Mei- 
nungsäußerung zukommt. Soziale Netzwerke bieten eine niederschwellige Möglich- 
keit, um mit anderen zu kommuni z ieren. Zunehmend treten sie an die Stelle klassi- 
scher Telekommunikationsmittel. Auch findet eine Debatte etwa zu politischen 
Themen zunehmend darüber statt. Derzeit sind soziale Netzwerke im Rahmen der 
Privatautonomie weitgehend frei in ihrer Entscheidung, Inhalte zu löschen oder sogar 
den Nutzungsvertrag mit Nutzerinnen und Nutzern zu kündigen. Zusätzlich birgt die 
erhebliche Bußgeldbewehrung (§ 4 Absatz 2 NetzDG-E) das Risiko, dass soziale 
Netzwerke als sogenannter chilling effect verleitet werden, Inhalte vorsorglich zu lö- 
schen, um nicht gegebenenfalls eine Ordnungswidrigkeit im Sinne von § 4 Absatz 1 
NetzDG-E zu begehen, soweit sie einen Inhalt als nicht strafbar im Sinne des 
NetzDG einschätzen und deshalb nicht löschen. Der Bundesrat bittet, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie ein diskriminierungsfreier Zugang zu sozia- 
len Netzwerken gewährleistet und einer vorsorglichen Löschung von Inhalten, die 
nicht offensichtlich rechtswidrig sind, wirksam entgegengewirkt werden kann. 

Das NetzDG beschränkt die gerichtliche Kontrolle auf das sogenannte Vorabent- 
scheidungsverfahren (§ 4 Absatz 5 NetzDG-E) für den Fall, dass die zuständige 
Verwaltungsbehörde ein Bußgeld verhängen möchte, weil das soziale Netzwerk ei- 
nen Inhalt nicht gelöscht hat, den die Verwaltungsbehörde aber als strafbar im Sinne 
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des NetzDG einschätzt. Demgegenüber ist für die Entscheidung über die Löschung 
eines Inhalts, den ein soziales Netzwerk entgegen der Ansicht des Nutzers bzw. der 
Nutzerin für strafbar im Sinne des NetzDG hält, keine Kontrolle im NetzDG imple- 
mentiert. Der Bundesrat bittet um Prüfung, wie eine solche Kontrolle der Löschent- 
scheidungen durch soziale Netzwerke angemessen, effektiv und möglichst auf Kos- 
ten der Betreiber gewährleistet werden kann. 


10. Zu Artikel 1 (Einrichtung einer Clearingstelle) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Einrich- 
tung einer Clearingstelle durch die Plattformbetreiber vorgesehen werden sollte, bei 
denen auf Kosten der Betreiber insbesondere auch Beschwerden vorgebracht werden 
können, wenn eine Äußerung gelöscht wurde, obwohl sie nicht rechtswidrig im Sin- 
ne des NetzDG-E ist, das Gesetz also eine Löschung nicht verlangt. 

Begründung: 

Aufgrund der Bußgeldbewehrung in § 4 NetzDG-E droht die Gefahr eines sogenann- 
ten "Overblocking". Plattfonnbetreiber könnten sich zur Vermeidung von Bußgeldern 
veranlasst sehen, bei Zweifeln über die Rechtswidrigkeit von Inhalten vorschnell eine 
Löschung vorzunehmen, aus der sich keinerlei Sanktionen ergeben können, als zu ris- 
kieren, dass die Nichtlöschung als Indiz für die Nichterfüllung ihrer Überwachungs- 
pflicht mit der Folge der Verhängung hoher Bußgelder herangezogen werden kann. 

Derjenige, der einen rechtmäßigen Inhalt in das soziale Netzwerk eingestellt hat, hat 
im Falle der Löschung keine rechtliche Möglichkeit, hiergegen vorzugehen. Zwar 
kann ein Plattformbetreiber nicht gesetzlich verpflichtet werden, bestimmte Inhalte 
Dritter zu verbreiten. Für den Betroffenen, der sich der Löschung eines rechtmäßigen 
Inhalts ausgesetzt sieht, ist die Situation aber unbefriedigend und es droht eine Gefahr 
für die Meinungsäußerungsfreiheit (Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes). 
Daher erscheint es erwägenswert, die Plattformbetreiber zu verpflichten, auf ihre Kos- 
ten eine Clearingstelle einzurichten, bei der von einer Löschung Betroffene ihre Be- 
schwerden Vorbringen und insbesondere den Nachweis der Rechtmäßigkeit ihrer Äu- 
ßerung führen können. Dies erscheint insbesondere aufgrund der durch die Bußgeld- 
bewehrung des NetzDG-E geschaffenen Gefahren für die Meinungsäußerungsfreiheit 
(Artikel 5 Absatz 1 Satz 1 des Grundgesetzes) angezeigt. 
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11. Zu Artikel 1 (Verhältnis des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes zum Tele- 

mediengesetz) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie durch ge- 
eignete Regelungen das Verhältnis zwischen dem Netzwerkdurchsetzungsgesetz und 
dem Telemediengesetz klargestellt werden kann. 


Begründung: 

Das Verhältnis zwischen den Regelungen des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 
(NetzDG-E) und den Regelungen des Telemediengesetzes (TMG) muss geklärt wer- 
den. § 10 TMG enthält bereits jetzt Regelungen zur Haftung des Betreibers. Zwar lässt 
sich die Begründung des Gesetzentwurfs zum NetzDG (etwa auf Seite 19 letzter Ab- 
satz oder auf Seite 21 erster Absatz) so verstehen, dass die Gesetze nebeneinander 
anwendbar sein sollen. Eine ausdrückliche Klarstellung im Gesetzestext erschiene 
aber aus Gründen der Rechtssicherheit wünschenswert und sinnvoll. 

12. Zu Artikel 1 (§ 1 Absatz 1 Satz 1 NetzDG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie der Begriff 
des sozialen Netzwerks konkretisiert und stärker eingegrenzt werden kann. 

Begründung: 

Nach der Begründung des Gesetzentwurfs sollen nach aktuellem Stand drei soziale 
Netzwerke, höchstens aber zehn berichtspflichtig gemacht werden. Die Definition des 
§ 1 Absatz 1 Satz 1 NetzDG-E bedarf vor diesem Hintergrund einer Präzisierung. Die 
Formulierung "beliebige Inhalte mit anderen Nutzern auszutauschen, zu teilen oder 
der Öffentlic hk eit zugänglich zu machen" erscheint mit Blick auf die Angebotsvielfalt 
in Internetplattfonnen konkretisierungsbedürftig. Heutzutage ist es auf zahlreichen di- 
gitalen Plattformen möglich, Text-, Foto- oder Videoinhalte zu erstellen, die von an- 
deren Nutzem eingesehen werden können. Dadurch würden weit mehr Plattfonnen in 
den Anwendungsbereich des Gesetzes fallen als in der Begründung des Gesetzent- 
wurfs genannt sind, was dem Ziel des Gesetzesvorhabens zuwiderlaufen 
würde. 

Dies gilt auch unter Heranziehung der im Gesetzes- und Begründungstext genannten 
Eingrenzungskriterien. So bedarf es einer Konkretisierung, was unter thematisch ein- 
gegrenzten Netzwerken - die nicht vom Netzwerkdurchsetzungsgesetz erfasst sein sol- 
len - zu verstehen ist. Nach den Ausführungen in der Begründung des Gesetzentwurfs 
soll für den Themenbezug eines Netzwerkes der Austausch beliebiger Inhalte ent- 
scheidend sein. Letztlich ist es jedoch bereits mit einem einfachen Kommentarformu- 
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lar auf einer Webseite möglich, beliebige Inhalte zu teilen. 

Auch die Begrenzung auf solche Netzwerke, die mehr als zwei Millionen Nutzerinnen 
und Nutzer im Inland aufweisen, schafft keine Vollzugssicherheit bei Plattformen, auf 
denen sich die Nutzer nicht registrieren müssen und die genaue Zahl der Nutzer daher 
nur schwer erfasst werden kann. 

Beispielhaft sind folgende Netzwerke zu nennen, welche Gefahr laufen, auch in den 
Anwendungsbereich des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes zu fallen. Dies sind Sharing- 
Plattformen, Online-Speicherdienste, eCommerce-Plattformen, 

E-Mail- und intemetbasierte Kurznachrichtendienste und (Online-)Chats, Auktions- 
plattformen, Gaming-Netzwerke, Reiseportale, Rubrikenseiten, Vergleichsportale o- 
der Ratgebercommunities. 


13. Zu Artikel 1 (§ 1 Absatz 2 NetzDG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Baga- 
tellgrenze auf zwei Millionen registrierte Nutzer im Inland festgelegt 
werden sollte. 

Begründung: 

Die Erfassung aller Nutzer eines Netzwerks gestaltet sich technisch sehr schwierig. 
Zwar kann mittels Analyse-Tools der Besucherstrom auf eine Webseite beziffert wer- 
den, allerdings müssten aus den erfassten Daten die (vielen) Nutzer herausgefiltert 
werden, welche die Webseite mehnnals am Tag besuchen. Dies ist nicht zuverlässig 
über eine Filterung der IP-Adresse möglich, da ein Nutzer z. B. für den Aufruf der 
Seite zuhause aus dem WLAN und unterwegs aus dem Mobilnetz jeweils eine andere 
IP-Adresse zugeteilt bekommen kann. Diese Schwierigkeiten bei der Erfassung kön- 
nen durch das Abstellen auf registrierte Nutzer nicht vollständig ausgeräumt, jedoch 
dadurch abgeschwächt werden, dass bei der Registrierung weitere Angaben verlangt 
werden, die eine Bestimmung des Herkunftslandes der Nutzer erleichtern. 

Im Interesse der Rechtssicherheit sowohl für die zuständige Verwaltungsbehörde als 
auch für die Plattfonnbetreiber ist daher zu prüfen, ob ein Abstellen auf registrierte 
Nutzer den Vollzug des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes verbessern könnte. 


14. Zu Artikel 1 (§ 1 Absatz 3 NetzDG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren die in § 1 Absatz 3 
NetzGD-E enthaltene Aufzählung der Straftatbestände, die einen "rechtswidrigen In- 
halt" im Sinne des NetzDG-E begründen, zu überprüfen. Dabei sollte insbesondere 
die Aufnahme der folgenden weiteren Vorschriften in Betracht gezogen werden: §§ 
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80a, 105, 106, 107, 108, 109d, 130a, 145d, 164, 189, 201, 201a, 238 Absatz 1 Num- 
mer 4, §§ 240, 241a Absatz 4 StGB und § 52 Absatz 1 Nummer 4 WaffG. Auch soll- 
te eine Streichung des § 269 StGB aus der Aufzählung in § 1 Absatz 3 NetzDG-E 
geprüft werden. 


Begründung: 

Ein zentrales Element des Gesetzentwurfs ist die Definition des Begriffs "rechtswidri- 
ge Inhalte" in § 1 Absatz 3 NetzDG-E. Denn der Großteil der im NetzDG-E enthalte- 
nen Pflichten knüpft an das Vorliegen eines rechtswidrigen Inhalts oder einer Be- 
schwerde über einen rechtswidrigen Inhalt an. Ausweislich der Begründung des Ge- 
setzentwurfs soll der Katalog der Straftatbestände, deren objektive Erfüllung einen 
"rechtswidrigen Inhalt" im Sinne des NetzDG-E begründet, verdeutlichen, dass nicht 
ein Einschreiten gegen jede in sozialen Netzwerken begangene Rechtsverletzung das 
Anliegen des Gesetzentwurfs ist, sondern die Bekämpfung von Hasskriminalität und 
strafbaren Falschnachrichten. Im Gesetzentwurf wird bezüglich der einzelnen in § 1 
Absatz 3 NetzDG-E aufgezählten Straftatbestände jedoch nicht begründet, wieso sie 
ausgewählt wurden. Es wird auch nicht begründet, wieso andere für die Bekämpfung 
von Hassrede und "Fake News" ebenfalls bedeutsame oder sogar noch bedeutsamere 
Straftatbestände nicht in § 1 Absatz 3 NetzDG-E aufgezählt werden. 

Geprüft werden sollte insbesondere die Aufnahme folgender weiterer Straftatbestände 
in den Katalog des § 1 Absatz 3 NetzDG: 

§ 80a StGB: Das Aufstacheln zum Verbrechen der Aggression ist eine schwerwiegen- 
de Hassstraftat, die durch das Einstellen von Inhalten in sozialen Netzwerken began- 
gen werden ka nn . 

§§ 105, 106, 107, 108 StGB: Bei diesen Vorschriften handelt es sich um Spezialfälle 
der Nötigung, die einen Bezug zum politischen Leben aufweisen. Drohungen gegen 
Verfassungsorgane und ihre Mitglieder, gegen Wahlen als zentralem Merkmal unseres 
demokratischen Gemeinwesens oder gegen die an ihnen teilnehmenden Wähler sind 
eine nicht seltene Erscheinungsform von Hassreden. 

§ 109d StGB: Die Vorschrift hat mit dem in § 1 Absatz 3 NetzDG-E genannten § 100a 
StGB gemeinsam, dass durch unwahre Tatsachenbehauptungen öffentliche Sicher- 
heitsinteressen gefährdet werden. Sie kann bei der Bekämpfung strafbarer "Fake 
News" von Bedeutung sein. 

§ 130a StGB: Es erschließt sich nicht, wieso zwar das öffentliche Auffordern zu Straf- 
taten (§111 StGB), die Störung des öffentlichen Friedens durch Androhung von Straf- 
taten (§ 126 StGB) und das Billigen von Straftaten (§ 140 StGB) in den Anwendungs- 
bereich des NetzDG-E fallen, das Anleiten zu Straftaten aber nur, wenn es sich um 
schwere staatsgefährdende Gewalttaten (§91 StGB) handelt. Die Bekämpfung von 
nach § 130a StGB strafbaren Anleitungen zu Straftaten ist ein ebenso wichtiges Ele- 
ment zur Bekämpfung von Hassrede, insbesondere um zu verhindern, dass Hassrede 
in gewälttätiges Hassverbrechen umschlägt. Ein Ausufem des Anwendungsbereichs 
des NetzDG-E ist dadurch nicht zu befürchten. Denn § 130a StGB bezieht sich auf 
dieselbe abschließende Aufzählung schwerwiegender Straftaten wie der in § 1 Absatz 
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3 NetzDG-E genannte § 126 StGB. 

§ 145d StGB: Das strafbare Vortäuschen einer Straftat kann nicht nur durch Mittei- 
lungen unmittelbar gegenüber einer zur Entgegennahme von Anzeigen zuständigen 
Behörde begangen werden, sondern auch durch an die Öffentlichkeit gerichtete Be- 
hauptungen, sofern der Täter billigend in Kauf nimmt, dass eine Behörde davon 
Kenntnis erlangt (vgl. z. B. Valerius, in: v. Heintschel-Heinegg, BeckOK StGB, § 
145d Rn. 6). Der Tatbestand hat gerade in jüngster Zeit im Zusammenhang mit der 
Verbreitung von "Fake News" im Internet Bedeutung erlangt (vgl. Fahl, Zur Strafbar- 
keit der Falschmeldung im Internet über den Tod eines Asylsuchenden, Jura 2016, 735 
ff.). 

§ 164 StGB: Auch die falsche Verdächtigung kann durch wider besseres Wissen im 
Internet aufgestellte Falschbehauptungen begangen werden (vgl. § 164 Absatz 2 2. Al- 
ternative StGB). Sie ist daher ein wichtiger Straftatbestand im Kampf gegen "Fake 
News". 

§ 189 StGB: Nur schwer nachvollziehbar ist, wieso zwar die Beleidigung und Ver- 
leumdung Lebender, nicht aber die Verunglimpfung Verstorbener in den Anwen- 
dungsbereich des NetzDG-E fallen. Die Herabwürdigung verstorbener Menschen ist 
eine verbreitete und besonders perfide Erscheinungsfonn der Hassrede. 

§§ 201, 201a StGB: Die Diffamierung anderer Menschen durch das unbefügte Einstel- 
len von kompromittierenden Bildaufnahmen in sozialen Netzwerken ist eine weit ver- 
breitete Vorgehensweise zur Verbreitung von Hass und zur Verletzung der Men- 
schenwürde. Gleiches gilt für das unbefügte Veröffentlichen kompromittierender 
Tonaufnahmen. 

§ 238 Absatz 1 Nummer 4 StGB: Diese Begehungs weise der Nachstellung ist eng mit 
den Straftatbeständen der Nötigung und der Bedrohung verwandt. 

§ 240 StGB: Es erschließt sich nicht, wieso der Tatbestand der Bedrohung (§241 
StGB) in § 1 Absatz 3 NetzDG-E aufgeführt ist, nicht aber derjenige der Nötigung (§ 
240 StGB). Nicht selten werden gerade gegenüber Personen des öffentlichen Lebens 
im Netz Drohungen mit Angriffen auf die körperliche Unversehrtheit oder das Eigen- 
tum ausgesprochen. Sofern es sich bei diesen angedrohten Angriffen nicht um Verbre- 
chen (wie z. B. Tötungsdelikte) handelt, sondern nur z. B. nur um Körperverletzun- 
gen, wären diese Drohungen nach dem Gesetzentwurf nicht vom NetzDG-E erfasst. 
Ein Grund für diese Differenzierung drängt sich jedenfalls nicht auf. Zwar beinhaltet 
die Prüfung der Verwerflichkeit im Sinne des § 240 Absatz 2 StGB wertende Elemen- 
te. Dies ist jedoch etwa auch bei dem Tatbestandsmerkmal der "Eignung zur Friedens- 
störung" in § 130 StGB der Fall; gleichwohl wird diese Vorschrift in § 1 Absatz 3 
NetzDG-E genannt. 

§ 241a Absatz 4 StGB: Das Aufstellen unwahrer Behauptungen, die den 
Betroffenen der Gefahr politischer Verfolgung aussetzen, ist eine schwerwiegende Er- 
scheinungsfonn der Verbreitung von "Fake News". 

§ 52 Absatz 1 Nummer 4 WaffG: Dieser Straftatbestand wird verbreitet bei Hass- 
Postings aus dem salafistischen und rechtsextremistischen Milieu beobachtet. 

Auch sollte geprüft werden, ob die Erwähnung von § 269 StGB in § 1 Absatz 3 
NetzDG-E sachgerecht ist. § 269 StGB schützt, wie auch die anderen Tatbestände der 
§§ 267 ff. StGB, die Sicherheit und Zuverlässigkeit des Rechts- und Beweisverkehrs. 
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Es leuchtet nicht ohne weiteres ein, wieso gerade diese Vorschrift als einziger Straf- 
tatbestand aus dem Abschnitt "Urkundenfälschung" in § 1 Absatz 3 NetzDG-E aufge- 
nommen wurde. Für die Bekämpfung von Hassrede und "Fake News" dürfte § 269 
StGB allenfalls am Rande tauglich sein. 


15. Zu Artikel 1 2 Absatz 1 Satz 1 NetzDG) 

In Artikel 1 ist in § 2 Absatz 1 Satz 1 die Angabe "vierteljährlich" durch die Angabe 
"halbjährlich" zu ersetzen. 


Folgeänderung: 

In Artikel 1 ist in § 6 Absatz 1 die Angabe "Vierteljahr" durch die Angabe "Halb- 
jahr" zu ersetzen. 

Begründung: 

Ziel der vierteljährlichen Berichtspflicht ist laut der Begründung des Gesetzentwurfs 
die Etablierung einer festen Struktur und eines systematischen Prozesses für die Eva- 
luation des Umgangs mit Beschwerden. Angesichts der umfangreichen Angaben, die 
nach § 2 Absatz 2 NetzDG-E in dem Bericht enthalten sein sollen, erscheint es jedoch 
vor dem Hintergrund der gebotenen sorgfältigen Evaluation und des damit verbunde- 
nen erheblichen bürokratischen Aufwands notwendig, den Zeitraum auf sechs Monate 
auszudehnen. 


16. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Das NetzDG-E richtet seinen Fokus auf die Rechtsdurchsetzung durch Betroffene 
gegenüber den sozialen Netzwerken, soweit bestimmte strafbare Inhalte betroffen 
sind. Es sollten aber nicht nur Anforderungen an Anbieter von sozialen Netzwerken 
erhöht werden, um strafbare Inhalte schneller zu entfernen, sondern zusätzlich auch 
die strafrechtliche Verfolgung durch staatliche Einrichtungen vereinfacht werden. 
Der Bundesrat fordert deshalb, dass im NetzDG-E auch das Verfahren der Zusam- 
menarbeit sozialer Netzwerke mit Staatsanwaltschaften und Strafverfolgungsbehör- 
den mit definierten kurzen Reaktionszeiten verbindlich geregelt wird. 
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17. Zum Gesetzentwurf allgemein 

Der Bundesrat ist der Auffassung, dass es auf der Grundlage gesetzlicher Regelun- 
gen auch eine Aufgabe von Plattformbetreibern ist, zum einen die schnelle Entfer- 
nung eines Inhalts, bei dem eine Strafbarkeit im Raum steht, zu gewährleisten, zum 
anderen auch den Aufsichts- und Strafverfolgungsbehörden die notwendigen Infor- 
mationen für ein Einschreiten an die Hand zu geben. Hierfür ist ein effizientes Be- 
schwerdeverfahren aufzusetzen, bei dem bereits bewährte Selbstregulierungsmecha- 
nismen ein z ubeziehen sind. 


18. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 NetzDG) 

Die im NetzDG-E vorgesehenen starren Verfahrensfristen von 24 Stunden bezie- 
hungsweise sieben Tagen für die Sperrung rechtswidriger Inhalte tragen einer juris- 
tisch fundierten Prüfung nur eingeschränkt Rechnung. In Verbindung mit den hohen 
Bußgeldern (bis 50 Millionen Euro für Unternehmen und bis fünf Millionen Euro für 
einzelne Mitarbeiter) könnte zudem ein Anreiz gesetzt werden, gemeldete Inhalte im 
Zweifel sofort zu löschen, was zu einer neuen Gefährdungslage für die Meinungs- 
freiheit führen kann. Der Bundesrat regt daher an, im weiteren Gesetzgebungsverfah- 
ren das im NetzDG-E vorgeschlagene Instrumentarium unter dem Aspekt der Ver- 
hältnismäßigkeit zu optimieren. 


19. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 NetzDG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob bei den 
Fristen zur Löschung von rechtswidrigen Inhalten weitere Ausnahmen vorgesehen 
werden sollten. 

Begründung: 

Die Überprüfung eines gemeldeten Inhalts auf seine Rechtswidrigkeit bedarf nicht un- 
erheblicher juristischer Anstrengungen, da sich nur wenige gemeldete Beiträge als of- 
fensichtlich rechtswidrig herausstellen. Selbst ein vordergründig rechtswidriger Inhalt 
wie die Abbildung einer Hakenkreuzflagge kann ein Auszug aus einem Geschichts- 
buch oder einer historischen Dokumentation sein, welcher der Berichterstattung über 
historische Vorgänge des Zeitgeschehens dient. Im Bereich der Straftaten gegen die 
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persönliche Ehre zeigte sich die Schwierigkeit einer Beurteilung in jüngster Vergan- 
genheit bei der Diskussion um das Böhmennann-Gedicht, die sich in einer längeren 
Prozessdauer widerspiegelt. 

Durch die vorgegebenen Fristen von vierundzwanzig Stunden bzw. sieben Tagen darf 
es nicht zu rein vorsorglichen Löschungen aus Zeitdruck kommen, insbesondere da 
gerade bei der Siebentagefrist keinerlei Ausnahmen im Gesetz vorgesehen sind. Der 
Gesetzentwurf will die Betreiber nicht zu willkürlichen Löschungen verpflichten, son- 
dern nur zur Löschung solcher Inhalte, die sich nach einer eingehenden Prüfung als 
tatsächlich rechtswidrig herausstehen. Um sicherzustehen, dass ausschließlich rechts- 
widrige Inhalte entfernt werden und eine rechtlich fundierte Überprüfung der gemel- 
deten Beiträge möglich bleibt, bietet sich die Schaffung von Ausnahmetatbeständen 
an. Allein durch die Einstellung weiterer Mitarbeiter zur rechtlichen Beurteilung kann 
dem Problem der Löschfristen angesichts der zahlreichen Beiträge in sozialen Netz- 
werken und der fehlenden Begrenzung des Gesetzentwurfs auf inländische Beiträge 
nicht wirksam begegnet werden. Diese können im Internet Größenordnungen von 
mehreren Milliarden pro Tag erreichen. 


20. Zu Artikel 1 (§3 Absatz 4, 

$ 4 Absatz 1 Nummer 4 bis 6 NetzDG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren eine inhaltliche Konkreti- 
sierung der bußgeldbewehrten Verpflichtungen aus § 3 Absatz 4 NetzDG-E zu prü- 
fen. 


Begründung: 

Das in Artikel 103 Absatz 2 des Grundgesetzes verankerte Bestimmtheitsgebot gilt 
nicht nur für Straf-, sondern auch für Bußgeldtatbestände. Danach kann eine Tat nur 
dann sa nk tioniert werden, wenn die Strafbarkeit oder Bußgeldbewehrung gesetzlich 
bestimmt war, bevor die Tat begangen wurde. Dies verpflichtet den Gesetzgeber, die 
Voraussetzungen der Ahndung so genau zu umschreiben, dass sich Tragweite und 
Anwendungsbereich der Nonnen durch Auslegung ermitteln lassen. Dies schließt 
zwar die Verwendung unbestimmter, auslegungsbedürftiger Rechtsbegriffe nicht aus, 
um der Vielgestaltigkeit des Lebens Rechnung zu tragen. Jedenfalls im Regelfall muss 
der Nonnadressat aber anhand der gesetzlichen Regelung voraussehen können, ob ein 
Verhalten strafbar oder als Ordnungswidrigkeit zu ahnden ist (vgl. BVerfG NJW 
2005, 349). 

Mit Blick auf die nach § 4 Absatz 1 Nummer 4 bis 6 NetzDG-E bußgeldbewehrten 
Verpflichtungen aus § 3 Absatz 4 NetzDG-E ist vor diesem Flintergrund Folgendes 
anzumerken: 

Gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 4 NetzDG-E handelt ordnungswidrig, wer entgegen § 3 
Absatz 4 Satz 1 NetzDG-E den Umgang mit Beschwerden nicht oder nicht richtig 
überwacht. Da die entsprechende Gebotsnonn lediglich vorsieht, dass der Umgang mit 
Beschwerden von der Leitung des sozialen Netzwerks durch monatliche Kontrollen 
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überwacht werden muss, ist unklar, welche Anknüpfung dem Tatbestandsmerkmal 
"nicht richtig" zugrunde liegen soll. Insoweit ist eine inhaltliche Präzisierung der Kon- 
trollpflichten erforderlich. 

Nach § 4 Absatz 1 Nummer 5 NetzDG-E handelt ordnungswidrig, wer entgegen § 3 
Absatz 4 Satz 2 NetzDG-E eine organisatorische Unzulänglichkeit nicht oder nicht 
rechtzeitig beseitigt. Insoweit ist - ungeachtet der zweifelhaften Bestimmtheit des Tat- 
bestandsmerkmals - nicht erkennbar, welche (weiteren) "organisatorischen Unzuläng- 
lichkeiten" der Entwurf hiermit im Blick hat, wenn und weil bereits mit den Vor- 
schriften von § 4 Absatz 1 Nummer 2 und 3 NetzDG-E das Vorhalten bzw. Zurverfü- 
gungstellen der relevanten Verfahren und Mechanismen umfassend sa nk tioniert wird. 

Gemäß § 4 Absatz 1 Nummer 6 NetzDG-E handelt ordnungswidrig, wer entgegen § 3 
Absatz 4 Satz 3 NetzDG-E eine Schulung oder eine Betreuung nicht oder nicht recht- 
zeitig anbietet. Da die entsprechende Gebotsnorm lediglich vorsieht, dass den mit der 
Bearbeitung von Beschwerden beauftragten Personen von der Leitung des sozialen 
Netzwerks regelmäßig, mindestens aber halbjährlich deutschsprachige Schulungs- und 
Betreuungsangebote gemacht werden müssen, bleibt offen, welchen konkreten Inhalt 
die genannten Angebote haben müssen. Eine inhaltliche Präzisierung der korrespon- 
dierenden Pflicht wäre auch hier angebracht. 


21. Zu Artikel 1 (§ 3 Absatz 2 Nummer 6 NetzDG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Ver- 
pflichtung der Betreiber sozialer Netzwerke, Kopien rechtswidriger Inhalte unver- 
züglich zu entfernen oder zu sperren, mit europäischem Recht vereinbar ist, und er- 
forderlichenfalls Konkretisierungen vorzunehmen. 

Begründung: 

Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 2000/31/EG ("eCommerce-Richtlinie") verbietet 
den Mitgliedstaaten, Diensteanbietem allgemeine Pflichten aufzuerlegen, die von 
ihnen gespeicherten oder übermittelten Daten zu überwachen oder aktiv nach Um- 
ständen zu forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit hinweisen. Es bestehen 
Zweifel, dass die Entfernung von Kopien rechtswidriger Inhalte in jedem Fall ohne 
eine laufende aktive Überwachung des gesamten Datenverkehrs möglich ist. So stellt 
sich die Frage, wie der Begriff der Kopie zu verstehen ist. Wird ein und derselbe 
rechtswidrige Inhalt unter verschiedenen Meldungen in einem sozialen Netzwerk ver- 
öffentlicht, stellen sich alle diese Postings als Veröffentlichung dieses einen rechts- 
widrigen Inhalts dar. Wird jedoch nur eines der Postings als rechtswidrig gemeldet, 
könnte der Betreiber des sozialen Netzwerks nicht ohne aktive Überwachung heraus- 
finden, ob der Nutzer gleichlautende Inhalte (mithin Kopien) unter anderen Meldun- 
gen veröffentlicht hat. 


Drucksache 18/12727 


28 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


22. Zu Artikel 1 (§ 3 NetzDG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, wie der von 
einer Entfernung oder Zugangssperrung eines inkriminierten Inhalts betroffene Nut- 
zer die Möglichkeit zur Stellungnahme beziehungsweise zum Widerspruch erhält. 


Begründung: 

Der Entwurf des NetzDG, speziell § 3, enthält umfassende und detaillierte Vorgaben 
zur Berücksichtigung der Einwände von Beschwerdeführern. Der betroffene Nutzer 
wird entsprechend § 3 Absatz 2 Nummer 5 nur über die Entscheidung (mit Begrün- 
dung) informiert. Eine Möglichkeit der Stellungnahme oder des Widerspruchs ist 
nicht vorgesehen. Dies ist weniger ein Problem bei offensichtlich rechtswidrigen In- 
halten als ein Problem bei (nur) rechtswidrigen Inhalten. Für diese ist deshalb auch 
aus gutem Grund eine Prüffrist von bis zu sieben Tagen vorgesehen. 

Die korrekte Feststellung der Rechtswidrigkeit ist für die Vielzahl der unter § 1 Ab- 
satz 3 NetzDG-E angeführten Tatbestände selbst von versierten Fachleuten nicht im- 
mer zweifelsfrei zu leisten. 

Da eine nicht erfolgte Löschung oder Sperrung eines beanstandeten Inhalts mit einem 
hohen Bußgeld bewehrt ist, kann davon ausgegangen werden, dass Inhalte vorsichti- 
gerweise auch gelöscht werden, wenn diese nicht die Kriterien der Rechtswidrigkeit 
erfüllen. Die rechtsstaatlichen Prinzipien gebieten es, dass einem Betroffenen die 
Möglichkeit zur Stellungnahme beziehungsweise zum Widerspruch gegeben wird. 


23. Zu Artikel 1 (§ 4 Absatz 5 NetzDG) 

In Artikel 1 ist § 4 Absatz 5 zu streichen. 


Begründung: 

Die Prüfung der rechtlichen Voraussetzungen für den Erlass eines Bußgeldbescheides 
ist ureigenste Aufgabe der für die Verfolgung und Ahndung der Ordnungswidrigkeit 
zuständigen Verwaltungsbehörde. Die Gerichte werden nur auf einen Einspruch des 
Betroffenen gegen den Bußgeldbescheid tätig. 

Hiervon weicht § 4 Absatz 5 NetzDG-E für den Fall ab, dass ein Bußgeldbescheid auf 
die Rechtswidrigkeit eines nicht entfernten oder gesperrten Inhalts gestützt werden 
soll. Die Vorschrift sieht hierfür ein "Vorabentscheidungsverfahren" vor dem Gericht, 
das über einen Einspruch gegen den Bußgeldbescheid zu entscheiden hätte (also: dem 
Amtsgericht Bonn als Sitz des Bundesamtes für Justiz, § 68 Absatz 1 OWiG), vor. 
Gegenstand des Vorabentscheidungsverfahrens soll die Frage sein, ob der umstrittene 
Inhalt den objektiven Tatbestand einer der in § 1 Absatz 3 NetzDG-E genannten 
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Strafvorschriften erfüllt. In der Einzelbegründung zu § 4 Absatz 5 NetzDG-E heißt es 
hierzu, dass nach der Kompetenzverteilung des Grundgesetzes allein die Gerichte da- 
zu berufen seien, über die Strafbarkeit einer Handlung zu entscheiden. 

Diese Begründung trägt verfassungsrechtlich nicht. Aus Artikel 92 des Grundgesetzes 
folgt nur, dass die Verhängung von Kriminalstrafen den Gerichten Vorbehalten ist 
(vgl. BVerfGE 22, 49 <80 f>). Das Bußgeldverfahren ist aber kein Strafverfahren; 
daher können Ordnungswidrigkeiten von einer Verwaltungsbehörde verfolgt werden 
(vgl. BVerfGE 8, 195 <207>). Den rechtsstaatlichen Erfordernissen ist dadurch Rech- 
nung getragen, dass gegen den Bußgeldbescheid auf Einspruch eine gerichtliche Ent- 
scheidung erfolgt (vgl. BVerfGE 8, 195 <207 f.>). 

Das Verfahren nach § 4 NetzDG-E ist ein Bußgeldverfahren. Es ändert seinen Charak- 
ter nicht deshalb, weil bei der Bußgeldentscheidung inzident geprüft werden muss, ob 
das Verhalten eines Dritten (hier: des Nutzers, der einen bestimmten Inhalt eingestellt 
hat) objektiv einen Straftatbestand erfüllt. 

Dass Verwaltungsbehörden bei ihren Entscheidungen als inzidente Vorfrage die Erfül- 
lung objektiver Straftatbestände prüfen müssen, ist nicht selten. Ein gerichtliches 
"Vorabentscheidungsverfahren" hat der Gesetzgeber dennoch nirgendwo vorgesehen. 
Dies gilt auch in Fällen, die mit dem vorliegenden Sachverhalt insoweit vergleichbar 
sind, als es auch in ihnen um die Erfüllung bestimmter objektiver Straftatbestände 
durch Medieninhalte als Voraussetzung für den Erlass eines Bußgeldbescheides geht 
(vgl. § 24 Jugendmedienschutz-Staatsvertrag). Überzeugende Gründe, ein solches 
"Vorabentscheidungsverfahren" nun gerade im NetzDG-E erstmals vorzusehen, sind 
nicht ersichtlich. 

Für eine Klärung grundsätzlicher Fragen darüber, welche Äußerungen in sozialen 
Netzwerken strafbar sind und welche nicht, wäre eine erst- und letztinstanzliche Ent- 
scheidung eines Einzelrichters am Amtsgericht (vgl. § 4 Absatz 5 NetzDG-E in Ver- 
bindung mit § 68 OWiG) auch nicht das geeignete Instrument. Das Einspruchsverfah- 
ren gegen den Bußgeldbescheid, an dessen Ende der betroffene Netzwerkanbieter mit- 
tels einer Verfassungsbeschwerde auch das Bundesverfassungsgericht anrufen kann, 
ist diesbezüglich weitaus wirksamer. 

Selbst für den Einzelfall könnte die Vorabentscheidung keine Rechtssicherheit schaf- 
fen, denn sie wäre nach § 4 Absatz 5 Satz 2 NetzDG-E nur für die Verwaltungsbehör- 
de bindend, nicht aber für den Netzwerkanbieter oder das Gericht, das später über ei- 
nen Einspruch gegen den Bußgeldentscheid zu entscheiden hat. Es bestünde daher die 
Gefahr divergierender Entscheidungen im Vorabentscheidungsverfahren und im Ein- 
spruchsverfahren. 


24. Zu Artikel 1 (§ 5 Satz 2 NetzDG) 

In Artikel 1 ist in § 5 Satz 2 nach den Wörtern "ist eine" das Wort "deutschsprachi- 
ge" einzufugen. 


Drucksache 18/12727 


-30- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


Begründung: 

Der Gesetzentwurf der Bundesregierung sieht die Verpflichtung der Betreiber aller 
sozialen Netzwerke vor, für Auskunftsersuchen einer inländischen Strafverfolgungs- 
behörde eine empfangsberechtigte Person im Inland zu benennen. 

Diese Verpflichtung beinhaltet nach diesseitiger Auffassung wegen der Formulierung 
"im Inland" bereits, dass diese Person auch deutschsprachig sein muss. Aus Klarstel- 
lungsgesichtspunkten ist der Satz um das Wort "deutschsprachig" zu ergänzen. Dies 
entspricht auch der Begründung des Gesetzentwurfs, nach der eines der Hauptproble- 
me bei der Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken das Fehlen verantwortlicher 
Ansprechpartner der sozialen Netzwerke ist. Die Benennung eines Ansprechpartners 
soll "die Möglichkeiten einer freiwilligen unmittelbaren Kooperation zwischen Straf- 
verfolgungsbehörden und Providern" verbessern (S. 25 der Begründung des Gesetz- 
entwurfs). 

Die unmittelbare Kooperation lässt sich aber nur dann effektiv verbessern, wenn die- 
ser Ansprechpartner mit den Strafverfolgungsbehörden auch in deutscher Sprache 
kommuni z ieren kann. Denn die Erfahrung zeigt, dass das Verfassen von Auskunftser- 
suchen durch die Strafverfolgungsbehörden und die Rückübersetzung von Nachfragen 
oder Antworten seitens der Provider schon in einer Standardsprache wie Englisch zu 
Verzögerungen und Missverständnissen führen kann. Sollte der Ansprechpartner im 
Inland noch nicht einmal der englischen (und nicht der deutschen) Sprache mächtig 
sein, wäre eine unmittelbare und rasche Verständigung sogar noch schwieriger. 


25. Zu Artikel 1 ('S 5 NetzDG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die Rege- 
lung des § 5 NetzDG-E weiter gefasst werden sollte. Der Bundesrat ist der Ansicht, 
dass nicht lediglich - wie derzeit vorgesehen - die Pflicht zur Benennung eines Zu- 
stellungsbevollmächtigten gegenüber der Verwaltungsbehörde, der Staatsanwalt- 
schaft, sowie den im Bußgeld- und Zivilverfahren zuständigen Gerichten im konkre- 
ten Einzelfall vorgesehen werden sollte. Vielmehr sollten die Anbieter sozialer 
Netzwerke mit Wirkung für Jedermann und losgelöst vom Einzelfall verpflichtet 
werden, auf ihrer Homepage leicht auffindbar einen inländischen Zustellungsbe- 
vollmächtigten zu benennen. 

Begründung: 

Die Regelung des § 5 NetzDG-E sieht lediglich die Pflicht vor, im jeweiligen Fall ge- 
genüber der Verwaltungsbehörde, der Staatsanwaltschaft, sowie den im Bußgeldver- 
fahren und im Zivilverfahren zuständigen Gerichten einen inländischen Zustellungs- 
bevollmächtigten unverzüglich zu benennen. 

Die vorgesehene Regelung geht - jedenfalls was das Zivilverfahren angeht - nicht 
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nennenswert über die ohnehin schon in § 184 ZPO enthaltene Regelung zur Benen- 
nung eines Zustellungsbevollmächtigten hinaus. Will etwa ein Betroffener eine einst- 
weilige Verfügung beantragen, etwa weil der Anbieter des sozialen Netzwerks der Lö- 
schungsaufforderung nicht nachkommt, hat er keine Möglichkeit, eine Parteizustel- 
lung an einen Zustellungsbevollmächtigten im Inland vorzunehmen (§ 922 Absatz 2 
i.V.m § 936 ZPO, § 181 ZPO), denn ihm gegenüber besteht nach der derzeitigen Fas- 
sung des Gesetzes keine Verpflichtung, einen derartigen Zustellungsbevollmächtigten 
zu benennen. Es bleibt dem Betroffenen in diesem Fall nur eine eigene Auslandszu- 
stellung oder die Beantragung einer Auslandszustellung (§ 183 ZPO). Eine Auslands- 
zustellung ist aber insbesondere außerhalb Europas mit oft ganz erheblichen Zeitver- 
zögerungen und Problemen verbunden und auch innerhalb Europas muss mit spürba- 
ren - und gerade in Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes nicht hinnehmbaren - 
Verzögerungen gerechnet werden. Darüber hinaus wäre auch im Rahmen außerge- 
richtlicher Auseinandersetzungen mit dem Betreiber eines sozialen Netzwerks für Be- 
troffene von "Hate Speech" die Benennung eines verbindlichen Ansprechpartners im 
Inland wünschenswert. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll und angezeigt, die Unternehmen gene- 
rell mit Wirkung für Jedermann dazu zu verpflichten, auf ihrer Homepage leicht auf- 
findbar einen inländischen Zustellungsbevollmächtigten zu benennen. 

Hierfür sprechen zudem auch verfahrensökonomische Gesichtspunkte. Die Unterneh- 
men müssen einen derartigen Bevollmächtigten auch nach dem derzeitigen Entwurf 
Vorhalten. Sie müssen ihn aber immer wieder auf konkrete Nachfrage von Behörden 
und Gerichten in jedem Einzelfall erneut benennen und diese müssen ihn in jedem 
Einzelfall erfragen. Die einmalige und dauerhafte Benennung auf der eigenen Home- 
page würde daher auch für die betroffenen Behörden, Gerichte und Unternehmen 
selbst eine deutliche Vereinfachung bedeuten und Verwaltungsaufwand in jedem Ein- 
zelfall sparen. 


26. Zu Artikel 1 (§ 6 Absatz 2 NetzDG) 

In Artikel 1 ist in § 6 Absatz 2 die Angabe "drei" durch die Angabe "sechs" zu erset- 
zen. 

Begründung: 

Der Entwurf des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes stellt die nach dem Gesetz Ver- 
pflichteten und die für die Verfolgung der Ordnungswidrigkeiten zuständige Verwal- 
tungsbehörde vor erhebliche organisatorische Herausforderungen. Nicht zuletzt vor 
dem Hintergrund der hohen Bußgeldbewehrung wäre es unbillig, den Betreibern sozi- 
aler Netzwerke für die Umsetzung der Anforderungen eine Frist von unter einem hal- 
ben Jahr ab Inkrafttreten zu setzen. 
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27. Zu Artikel 2 (§ 14 Absatz 2 TMG) 

Der Bundesrat bittet, im weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob die geplante 
Änderung des § 14 Absatz 2 des Telemediengesetzes erforderlich ist und in Zusam- 
menhang mit der Zielsetzung des Gesetzes steht. 


Begründung: 

Die Ausweitung des Auskunftsanspruchs gemäß § 14 Absatz 2 des Telemediengeset- 
zes auf absolut geschützte Rechte ist angesichts ihrer Tragweite genau zu prüfen. An- 
ders als das Netzwerkdurchsetzungsgesetz verpflichtet das Telemediengesetz alle 
Diensteanbieter. Dadurch droht eine faktische Abschaffung der Möglichkeit der ano- 
nymen und pseudonymen Meinungsäußerung im Internet. Dies wäre insbesondere vor 
dem Hintergrund anonymer Berichterstattung äußerst bedenklich, wodurch sich ver- 
fassungsrechtliche Fragestellungen ergeben können. 
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Anlage 5 

Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung äußert sich zu der Stellungnahme des Bundesrates wie folgt: 

Zu Nummer 1 (Zum Gesetzentwurf insgesamt - Erfüllungsaufwand) 

Die Schätzung des Erfüllungsaufwands des Gesetzes beruht auf den Annahmen in der Geset- 
zesbegründung. Da es derzeit keine gesetzliche Verpflichtung der sozialen Netzwerke zu Trans- 
parenzberichten oder ähnlichem über den Umgang mit Beschwerden im Hinblick auf rechtswidri- 
ge Inhalte gibt, fehlt es weitgehend an entsprechenden belastbaren Angaben der Netzwerke. § 2 
NetzDG führt entsprechende Berichtspflichten ein. Die Bundesregierung geht davon aus, dass 
die nach § 2 NetzDG zu erstellenden Berichte zukünftig eine genauere Schätzung des Erfül- 
lungsaufwands (insbes. im Rahmen der üblichen Nachmessung durch das Statistische Bundes- 
amt und der geplanten Evaluierung des Gesetzes) ermöglichen werden. 

Zu den Nummern 2 bis 5 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung nimmt die Ausführungen des Bundesrates zur Kenntnis. 

Zu Nummer 6 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Ein Konflikt mit dem Medien recht bzw. der Medienaufsicht der Länder besteht nach Auffassung 
der Bundesregierung nicht. Das NetzDG reguliert nicht unmittelbar die Verbreitung von Inhalten 
in sozialen Netzwerken. Den Erstellern der fraglichen Inhalte, d. h. den Nutzerinnen und Nutzern 
werden keine neuen Vorgaben gemacht. Es werden auch keine neuen Vorgaben geschaffen, 
welche Inhalte die sozialen Netzwerke auf ihren Plattformen verbreiten dürfen. Erst recht werden 
keine diesbezüglichen Anordnungsbefugnisse für Behörden geschaffen. Im Mittelpunkt stehen 
vielmehr Compliance-Vorgaben, wie die sozialen Netzwerke mit Beschwerden bezüglich der von 
ihren Nutzerinnen und Nutzern eingestellten Inhalte Vorgehen sollen. 
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Die Zuständigkeit des Bundesamtes für Justiz (BfJ) nach § 4 Absatz 4 NetzDG für die Verfolgung 
von Ordnungswidrigkeiten nach § 4 Absatz 1 NetzDG führt somit nicht zu Überschneidungen mit 
den Zuständigkeiten der Landesbehörden für Anordnungen gegen Anbieter von Telemedien 
nach § 20 Absatz 4 des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages (JMStV) in Verbindung mit § 59 
Absatz 4 des Rundfunkstaatsvertrages (RfStV). Nach diesen Vorschriften können die zuständi- 
gen Landesbehörden „Maßnahmen zur Sperrung von Angeboten ... auch gegen den Dienstean- 
bieter von fremden Inhalten nach den §§ 8 bis 10 des Telemediengesetzes“ richten, d. h. insbe- 
sondere Angebote bzw. Inhalte untersagen und deren Sperrung anordnen, § 20 Absatz 4 JMStV, 
§ 59 Absatz 4 in Verbindung mit Absatz 3 RfStV. 

Entsprechende Anordnungsbefugnisse eröffnet das NetzDG dem BfJ gerade nicht. Das BfJ ist 
einzig zuständig für die Verfolgung und Ahndung der in § 4 Absatz 1 NetzDG genannten Ord- 
nungswidrigkeiten. Anordnungsbefugnisse bestehen nicht. 

Das Netzwerkdurchsetzungsgesetz ist nicht zustimmungsbedürftig. Insbesondere liegt kein Fall 
des Artikels 84 Absatz 1 Satz 5 des Grundgesetzes vor, da das NetzDG nicht durch die Länder 
ausgeführt wird. 

Zu Nummer 7 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung hat Zweifel, ob die Einbindung eines staatsfernen Systems der regulierten 
Selbstregulierung vorliegend zielführend sein kann. Sie weist darauf hin, dass die Vorschrift des 
§ 20 Absatz 5 JMStV, die ein mögliches Vorbild sein könnte, die Privilegierungswirkung der Un- 
terwerfung unter eine Selbstkontrolleinrichtung gerade nicht vorsieht für die absolut unzulässigen 
Inhalte im Sinne von § 4 Absatz 1 JMStV. Bei diesen von der Selbstregulierung ausgenommenen 
Inhalten handelt es sich überwiegend um Inhalte, deren Verbreitung einen Straftatbestand erfül- 
len kann. Von der Selbstregulierung ausgenommen sind also gerade diejenigen strafbaren Inhal- 
te, die vom NetzDG erfasst werden. Die Einbeziehung des NetzDG in ein System regulierter 
Selbstregulierung würde also zu einem Wertungswiderspruch mit dem Jugendmedienschutz- 
staatsvertrag führen. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus auch die begründete Sorge, dass mit einer entspre- 
chenden Selbstregulierung Verzögerungseffekte einhergehen würden, die im Bereich der straf- 
baren Inhalte des NetzDG nicht hinnehmbar wären. Aus den genannten Gründen lehnt die Bun- 
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desregierung eine entsprechende Umgestaltung des NetzDG im laufenden Gesetzgebungsver- 
fahren ab. 

Zu Nummer 8 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung hat Bedenken gegen den Vorschlag des Bundesrates, eine § 20 Absatz 1 
JMStV entsprechende Ermächtigung vorzusehen, auf deren Grundlage die Landesmedienanstal- 
ten die für den Vollzug des NetzDG erforderlichen Maßnahmen treffen können. Die Überwa- 
chungsbefugnis nach § 3 Absatz 5 NetzDG enthält bereits Aufsichtselemente. Es kann nicht 
ausgeschlossen werden, dass eine zusätzliche Aufsicht durch die Landesmedienanstalten zu 
ineffizienten Parallelstrukturen führen würde. Außerdem würde die vorgeschlagene Ausweitung 
des NetzDG um eine präventiv ausgerichtete Anordnungsbefugnis den Charakter des Gesetzes 
maßgeblich ändern. Schließlich eröffnet der Jugendmedienschutzstaatsvertrag den Ländern be- 
reits nach geltendem Recht eine Aufsicht durch die Landesmedienanstalten über die Angebote 
von Telemediendiensten. Die unzulässigen Angebote gemäß § 4 Absatz 1 JMStV sind in vielerlei 
Hinsicht deckungsgleich mit dem Straftatenkatalog des § 1 Absatz 3 NetzDG, so dass nicht er- 
sichtlich ist, dass die Einräumung weiterer Aufsichtsbefugnisse im Rahmen des Vollzugs des 
NetzDG den Ländern in der Sache eine wesentliche Erweiterung ihrer medienrechtlichen Kom- 
petenzen bringen würde. 

Zu Nummer 9 (Zum Gesetzentwurf insgesamt) 

Die Zweifel des Bundesrates bezüglich Beschränkungseffekten für die Informations- und Mei- 
nungsfreiheit nimmt die Bundesregierung zur Kenntnis. Nach Auffassung der Bundesregierung 
sind Kollateralschäden für die Kommunikationsfreiheiten durch sogenanntes Overblocking nicht 
zu befürchten. Maßgeblich ist insofern, dass grundsätzlich nicht ein einzelnes (fehlerhaftes) 
Nichtlöschen bußgeldbewehrt ist, sondern nur systemisches Versagen (z. B. kein Vorhalten ei- 
nes Beschwerdemanagements). Hinzu kommt, dass nur schuldhafte Verstöße gegen die Com- 
pliance-Vorgaben Ordnungswidrigkeiten darstellen. Schließlich ist das eigene wirtschaftliche In- 
teresse der sozialen Netzwerke zu beachten, nicht zu weitgehend Inhalte zu entfernen. Die Bun- 
desregierung wird jedoch prüfen, ob weitere Mechanismen zum Schutz vor einem auch aus Sicht 
der Bundesregierung unerwünschten Overblocking sinnvoll sind, z. B. durch noch stärkere Klar- 
stellung, dass Bußgelder nur bei systemischem Versagen drohen. 
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Zudem wird die Bundesregierung prüfen, inwiefern die in § 3 Absatz 5 NetzDG angelegte Über- 
wachungsbefugnis auch auf etwaige Overblocking-Effekte erstreckt werden kann. Denkbar wäre 
hier auch ein Monitoring des Umgangs der sozialen Netzwerke mit Wiederherstellungsansprü- 
chen von Nutzerinnen und Nutzern, d. h. wenn diese geltend machen, dass ihre Inhalte zu Un- 
recht gelöscht wurden und deren Wiedereinstellung begehren. 

Zu Nummer 10 (Artikel 1 - Einrichtung einer Clearingstelle) 

Die Bundesregierung wird die Prüfbitte des Bundesrates, wie einer vorsorglichen Löschung nicht 
offensichtlich rechtswidriger Inhalte wirksam entgegen getreten werden kann, im weiteren Verlauf 
des Gesetzgebungsverfahrens berücksichtigen. Nach Auffassung der Bundesregierung liegt ein 
Verhindern der Löschung tatsächlich rechtmäßiger Inhalte zunächst im eigenen Interesse der 
sozialen Netzwerke. Insofern ist zu erwarten, dass soziale Netzwerke Anstrengungen in diese 
Richtung unternehmen werden. Da das NetzDG grundsätzlich nicht das einzelne Nichtlöschen 
zur Ordnungswidrigkeit erhebt, sondern nur systemisches Versagen, besteht auch kein tatsächli- 
cher Anreiz, „vorsorglich“ rechtmäßige Inhalte zu löschen. Dies wird auch daran deutlich, dass 
nur schuldhafte Verstöße gegen die Compliance-Vorgaben zu einem Bußgeld führen können, § 4 
Absatz 1 NetzDG. Schließlich wirkt das gerichtliche Vorabentscheidungsverfahren in § 4 Absatz 
5 NetzDG wie ein Filter zugunsten der sozialen Netzwerke und damit möglichen Anreizen, „vor- 
sorglich“ zu weitgehend zu löschen, entgegen: denn was das Gericht in dem Vorabentschei- 
dungsverfahren nicht als rechtswidrigen Inhalt im Sinne von § 1 Absatz 3 NetzDG erkennen 
kann, wird auch nicht (in Bezug auf die Nichtlöschung) Grundlage für ein Bußgeld sein können. 

Die Bundesregierung wird zudem, wie in den Ausführungen zu Nummer 9 dargetan, prüfen, ob 
weitere Klarstellungen vorgenommen werden sollten, um die Gefahr eines „vorsorglichen Lös- 
chens“ auszuschließen und insbesondere die Verbindlichkeit der Sieben-Tages-Frist in § 3 Ab- 
satz 2 Nummer 3 NetzDG prüfen, um gegebenenfalls den sozialen Netzwerken für die Prüfung 
schwieriger Grenzfälle mehr Zeit zu geben. 

Auch wird die Bundesregierung prüfen, ob Ergänzungen notwendig sind, um die Wiederherstel- 
lung zu Unrecht gelöschter Inhalte abzusichern. So wird die Bundesregierung prüfen, inwiefern 
die in § 3 Absatz 5 NetzDG angelegte Überwachungsbefugnis auch auf etwaige Overblocking- 
Effekte erstreckt werden kann. Denkbar wäre hier auch ein Monitoring des Umgangs der sozia- 
len Netzwerke mit Wiederherstellungsansprüchen von Nutzerinnen und Nutzern, wenn diese 
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darauf hinweisen, dass ihre Inhalte zu Unrecht gelöscht wurden und Wiedereinstellung der Inhal- 
te begehren. 

Zu Nummer 11 (Artikel 1 - Verhältnis des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes zum 
Telemediengesetz) 

NetzDG und TMG bestehen unabhängig nebeneinander. 

§ 7 Absatz 2 Satz 1 TMG stellt lediglich klar, dass den Diensteanbietern keine allgemeinen 
Überwachungspflichten auferlegt werden dürfen. Solche allgemeinen Überwachungspflichten 
folgen aus dem NetzDG gerade nicht. Das NetzDG verpflichtet nicht zu einer allgemeinen Über- 
wachung der Inhalte auf der eigenen Plattform, sondern lediglich dazu, ein effektives Beschwer- 
deverfahren zur Verarbeitung von Nutzerbeschwerden vorzuhalten. Die Nutzerbeschwerden be- 
ziehen sich auf einzelne Inhalte, d. h. lösen eng umgrenzte Handlungsobliegenheiten aus, so 
dass von einer allgemeinen Überwachungspflicht keine Rede sein kann. Die Bundesregierung 
weist darauf hin, dass auch die Handlungsobliegenheiten, die einen Hostprovider nach Hinweis 
auf eine Rechtsverletzung aufgrund der sogenannten Störerhaftung treffen, nach der Rechtspre- 
chung des Bundesgerichtshofes (BGH) keinen Verstoß gegen das Verbot der allgemeinen 
Überwachungspflichten implizieren, da es eben nur um Handlungsobliegenheiten in spezifischen 
Fällen geht. 

Zu den Nummern 12 bis 13 (Artikel 1 - § 1 Absatz 1 Satz 1 NetzDG; 

§ 1 Absatz 2 NetzDG) 

Der Begriff des sozialen Netzwerks wird in § 1 Absatz 1 NetzDG definiert. Der im Ansatz weite 
Anwendungsbereich wird erheblich eingeschränkt durch das Merkmal der Ermöglichung des 
Austauschs beliebiger Inhalte. Insofern ist nicht allein auf die technische Möglichkeit des Einstel- 
lens von beliebigen Inhalten abzustellen, sondern ob dies auch der Zielsetzung der Anbieter ent- 
spricht, dies entsprechend zu „ermöglichen“. Anbieter von Plattformen, die nach ihrer rechtlichen 
oder tatsächlichen Gestaltung darauf angelegt sind, dass nur spezifische Inhalte verbreitet wer- 
den, fallen nicht darunter. Daher fallen z. B. berufliche Netzwerke, Fachportale, Online-Spiele, 
Verkaufsplattformen nicht in den Anwendungsbereich. 

Durch das eingrenzende Tatbestandsmerkmal der „Plattformen“ ist zugleich klargestellt, dass 
Individualkommunikation (z. B. E-Mail- oder Messengerdienste) nicht erfasst sind. Denn der Be- 
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griff der Plattform verweist nach dem allgemeinen Sprachgebrauch auf Kommunikationsräume, 
wo sich Kommunikation typischerweise an eine Mehrzahl von Adressaten richtet bzw. zwischen 
diesen stattfindet. 

Die Bundesregierung wird prüfen, ob die Definition der sozialen Netzwerke im Gesetzeswortlaut 
im Sinne der obigen Ausführungen klargestellt werden kann. 

Die Bundesregierung wird auch prüfen, ob eine Konkretisierung der sogenannten de-minimis- 
Schwelle in § 1 Absatz 2 NetzDG (zwei Millionen Nutzer) erfolgen soll. 

Zu Nummer 14 (Artikel 1 - § 1 Absatz 3 NetzDG) 

Die Bundesregierung wird die vorgeschlagene Streichung von § 269 des Strafgesetzbuches im 
Katalog des § 1 Absatz 3 NetzDG prüfen. 

Die gleichfalls vorgeschlagene Erweiterung des ohnehin schon weit gefassten Straftatenkatalogs 
in § 1 Absatz 3 NetzDG wird die Bundesregierung prüfen, lehnt jedoch eine Berücksichtigung im 
laufenden Gesetzgebungsvorhaben ab. Die Aufnahme weiterer Straftatbestände in den Katalog 
des § 1 Absatz 3 NetzDG bedarf intensiver Prüfung. 

Zu Nummer 15 (Artikel 1 - § 2 Absatz 1 Satz 1 NetzDG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. Die vierteljährlichen Berichte 
erscheinen notwendig, um ausreichend Transparenz im Umgang mit Beschwerden durch die 
sozialen Netzwerke zu gewährleisten. 

Zu den Nummern 16 bis 17 (Zum Gesetzentwurf allgemein) 

Die Bundesregierung hält eine Regelung verbindlicher Reaktionszeiten der sozialen Netzwerke 
gegenüber den Strafverfolgungsbehörden sowie Mitteilungspflichten der Anbieter sozialer Netz- 
werke gegenüber Strafverfolgungsbehörden im NetzDG derzeit nicht für zielführend. Zunächst 
bedürfte es weiterer - auch rechtstatsächlicher - Prüfung, ob die bestehenden Instrumentarien 
der Strafverfolgungsbehörden, um die sozialen Netzwerke zur zügigen Mitwirkung anzuhalten, 
ausreichend sind und weiter ausgeschöpft werden müssen oder gegebenenfalls die entspre- 
chenden Regelungen ergänzt werden müssen. Die Bundesregierung weist in diesem Zusam- 
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menhang außerdem darauf hin, dass sie die freiwillige Zusammenarbeit der sozialen Netzwerke 
mit den Strafverfolgungsbehörden beobachtet und neue Informationspflichten der Netzwerke 
prüft. 

Zu Nummer 18 (Artikel 1 - § 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 NetzDG) 

Bezüglich der vom Bundesrat angesprochenen Gefahr, dass im Zweifel sofort gelöscht werden 
könnte, wird auf die Stellungnahme zu Nummer 9 verwiesen. 

Zu Nummer 19 (Artikel 1 - § 3 Absatz 2 Nummer 2 und 3 NetzDG) 

Es wird auf die Stellungnahme zu Nummer 9 verwiesen. 

Zu Nummer 20 (Artikel 1 - § 3 Absatz 4, § 4 Absatz 1 Nummer 4 bis 6 NetzDG) 

Die Bundesregierung wird prüfen, ob der Bußgeldtatbestand des § 4 Absatz 1 Nummer 5 
NetzDG konkretisiert werden kann. Im Übrigen sieht die Bundesregierung keinen Anlass für eine 
erneute Prüfung. Die Pflicht zur Überwachung des Umgangs mit Beschwerden durch monatliche 
Kontrollen (§ 3 Absatz 4 Satz 1 NetzDG) ist durch den klaren zeitlichen Rahmen konkret gefasst. 
Die Pflicht zum Angebot von Schulungs- und Betreuungsangeboten (§ 3 Absatz 4 Satz 3) ist 
durch die klaren zeitlichen Vorgaben hinreichend konkret. 

Zu Nummer 21 (Artikel 1 - § 3 Absatz 2 Nummer 6 NetzDG) 

Die Bundesregierung hat die Vereinbarkeit des Gesetzesentwurfs mit europarechtlichen Vorga- 
ben geprüft. Ein Konflikt des Gebots der Kopienlöschung mit Artikel 15 Absatz 1 der Richtlinie 
2000/31/EG (E-Commerce-RL) besteht nicht. Denn es geht nicht um inhaltlich und zeitlich unbe- 
grenzte Überwachungspflichten, sondern spezifische Pflichten, die zeitlich und inhaltlich stark 
eingeschränkt sind. Die Netzwerke werden lediglich zu einer einmaligen Handlung im Nachgang 
der Beschwerde verpflichtet, die begrenzt ist auf identische Kopien. Dass solche spezifischen 
Prüfpflichten mit Artikel 15 Absatz 1 E-Commerce-RL vereinbar sind, entspricht der Rechtspre- 
chung des BGH und des Europäischen Gerichtshofs. Nach Auffassung der Bundesregierung ist 
§ 3 Absatz 2 Nummer 6 NetzDG auch mit Artikel 14 E-Commerce-RL vereinbar, weil Artikel 14 
Absatz 3 Alternative 2 E-Commerce-RL den Mitgliedstaaten die Möglichkeit offen hält, „Verfahren 
für die Entfernung einer Information“ festzulegen. Nach Erwägungsgrund 48 der E-Commerce- 
RL bleibt die Möglichkeit unbenommen, „daß die Mitgliedstaaten von Diensteanbietern, die von 
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Nutzern ihres Dienstes bereitgestellte Informationen speichern, verlangen, die nach vernünftigem 
Ermessen von ihnen zu erwartende und in innerstaatlichen Rechtsvorschriften niedergelegte 
Sorgfaltspflicht anzuwenden, um bestimmte Arten rechtswidriger Tätigkeiten aufzudecken und zu 
verhindern.“ 

Zu Nummer 22 (Artikel 1 - § 3 NetzDG) 

Die Bundesregierung wird das Anliegen des Bundesrates prüfen (auf die Stellungnahme zu 
Nummer 9 wird verwiesen). 

Zu Nummer 23 (Artikel 1 - § 4 Absatz 5 NetzDG) 

Die Bundesregierung lehnt den Vorschlag des Bundesrates ab. 

Das in § 4 Absatz 5 NetzDG eingeführte Vorabentscheidungsverfahren stellt zwar eine gesetzes- 
technische Ausnahme dar. Allerdings hält die Bundesregierung daran fest, dass die Regelung in 
dem vom NetzDG erfassten grundrechtssensiblen Bereich sinnvoll ist. Bei Meinungsverschie- 
denheiten zwischen sozialem Netzwerk und Bußgeldbehörde darüber, ob Inhalte rechtswidrig im 
Sinne des § 1 Absatz 3 NetzDG sind, soll ein Gericht entscheiden, bevor die Bußgeldbehörde 
das Nichtlöschen von Inhalten als Begründung für fehlende Compliance heranziehen darf. Damit 
bleibt die Beurteilung der Strafrechtsrelevanz von Inhalten im Streitfall von Anfang an den Ge- 
richten und nicht der Bußgeldbehörde Vorbehalten. 

Das Vorabentscheidungsverfahren stellt zudem einen wichtigen zusätzlichen Mechanismus dar, 
damit es nicht voreilig zu unbegründeten Löschungen (Overblocking) kommt. Denn das Vor- 
abentscheidungsverfahren fungiert wie ein Filter: Wenn das Gericht etwas nicht als rechtswidrig 
erkennen kann, kann dies nicht zu Lasten des sozialen Netzwerkes gehen. Dieser Filter wirkt zu 
Gunsten der Meinungsfreiheit, da er Anreize zum Overblocking vermindert. Das Vorabentschei- 
dungsverfahren ist auch nicht deshalb überflüssig, weil jedes Bußgeld auf Grundlage des 
NetzDG ohnehin mit den hergebrachten Rechtsbehelfen überprüft werden kann. Die Gerichte 
überprüfen, ob ein Verstoß gegen bußgeldbewehrte Compliance-Pflichten der sozialen Netzwer- 
ke vorliegt. Das Nichtlöschen eines einzelnen Beitrags kann hier nur inzident als Anhaltspunkt für 
diese Einschätzung überprüft werden. Das Vorabentscheidungsverfahren gewährleistet, dass 
jeder einzelne streitige Inhalt, den die Bußgeldbehörde als symptomatisch für den Verstoß gegen 
Compliance-Pflichten ansieht, eine gerichtliche Prüfung durchläuft. Dies gewährleistet eine sehr 
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feinmaschige Prüfung der Bußgeldvoraussetzungen in einem grundrechtssensiblen Bereich. Zu- 
dem wird so verhindert, dass Bußgeldbescheide, die auf einer unrichtigen Auffassung über die 
Strafbarkeit eines Inhalts beruhen, überhaupt erlassen werden, was die sozialen Netzwerke ent- 
lastet. 

Zu Nummer 24 (Artikel 1 - § 5 Satz 2 NetzDG) 

Die Bundesregierung wird das Anliegen des Bundesrates prüfen. 

Zu Nummer 25 (Artikel 1 - § 5 NetzDG) 

Die Bundesregierung lehnt das Anliegen des Bundesrates ab, die sozialen Netzwerke zur Be- 
nennung eines Zustellungsbevollmächtigten auf ihrer Homepage zu verpflichten. Eine entspre- 
chende Erweiterung wäre mit dem in der E-Commerce-RL verankerten Herkunftslandprinzip un- 
vereinbar. 

Zu Nummer 26 (Artikel 1 - § 6 Absatz 2 NetzDG) 

Die Bundesregierung wird den Vorschlag des Bundesrates, die Übergangsfrist für die sozialen 
Netzwerke im Hinblick auf die Einrichtung eines wirksamen Beschwerdemanagement von drei 
auf sechs Monate zu verlängern, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens prüfen. 

Zu Nummer 27 (§ 14 Absatz 2 TMG) 

Die Bundesregierung hält die geplante Änderung des § 14 Absatz 2 TMG für erforderlich und 
verweist auf eine entsprechende Gesetzesinitiative des Bundesrates, die in der Gesetzesbe- 
gründung näher ausgeführt wird. Die geplante Änderung steht auch mit der Zielsetzung des Ge- 
setzentwurfs der Bundesregierung im Einklang. Neben dem Anliegen, dass soziale Netzwerke 
entsprechend ihrer bisherigen Verpflichtungen effektiv strafbare Inhalte sperren, geht es auch 
darum, dass die durch Hasskriminalität in ihren Rechten (insbesondere Persönlichkeitsrechten) 
Verletzten ihre Auskunftsansprüche gegenüber sozialen Netzwerken durchsetzen können. Die 
Auskunft wird benötigt für die Rechtsdurchsetzung gegen die Verletzer, also insbesondere die 
Verfasser von Hassposts. Die Bundesregierung wird in diesem Zusammenhang prüfen, ob zum 
Schutz vor Missbrauch und vor übereilten Entscheidungen der Diensteanbieter die Einfügung 
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eines Richtervorbehalts entsprechend § 101 Absatz 9 des Urheberrechtsgesetzes erforderlich 
erscheint. 


